ALLES UBER DAS BOSE AUF DER wei 


IAbb/att 


PLUS72NUMMER wenn (5/97) 13.MÄRZ1997 S19,- 


BRD: 
Widerstand gegen 
Castor-Transport 


‚SPÖ vs. ÖVP vs. FPÖ 
Kampf 
‚der 
Rassis- 
tiInnen 


ERNATIONALER FRAUEN-KAMPFTAG 


Autonome FrauenLesben Demonstration 
am Internationalen Frauen-Kampftag 


Seit 1911 gehen am 8. März weltweit Frauen auf die Straße, um für ihre Rechte zu kämp- 
fen.Die traditionelle 8. März-Demo ist ein wichtiger Ausdruck des gemeinsamen Kampfes 
gegen das Patriachat, gegen Kapitalismus und Rassismus, den die Frauen in allen Ländern 
führen. Sie ist ein Zusammenkommen der verschiedenen Frauen/Lesben, eine Bestärkung 
unserer feministischen Arbeit und unseres berechtigten Zorns. Die Demo istauch ein Ausdruck 
von gelebter und erkämpfter Frauenkollektivität, die Freude und Kraft, daß wir viele sind 
und eine Verbindung zu den Frauen und Lesben, die in vielen Ländern weltweit auf der Straße 
sind. 

So koordinierten sich auch in Wien die zahlreichen Frauen- und Lesben-lnitiativen um 
gemeinsam Stärke zu demonstrieren. Es war die erste Frauendemo dieser Größenordnung, 


die aussschließlich von autonomen Frauen, Lesben und Gruppen organisiert worden war. 
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Um 14.00 Uhr mischten sich unter die 
TourıistInnen vor der Sezession gar seltsame 
Gestalten. beim näheren Hinschauen alle 
weiblichen Geschlechts. Sıe trugen flatternde 
Perücken in den schillernsten Farben, große 
Hüte und abenteuerliche Sonnenbrillen, oder 
sie hatten bunte Tücher umgeschlungen oder 
die Gesichter bemalt. Es war ein Anblick. 
der FrauenLesbenherzen höherschlagen ließ 
- diese Vielzahl von unterschiedlichsten 
Schönheiten, die alle gekommen waren, um 
ihre Wut und ihren Widerstand gegen das 
patriachale System auf die Straßen zu tragen. 
Sie kamen mit wehenden Fahnen. Trom- 
meln. Rasseln. Pfeiten. Sie lachten und san- 
gen und riefen Sprechchöre: ‘Feuer und 
Flamme dem Patriachat - der größte Zuhälter 
ist der Staat!” 

Ein bunter, fröhlicher und lauter Demon- 
strationszug von einigen hundert Frauen, 
Mädchen und Lesben war es, der sich dann 
langsam Richtung Naschmarkt bewegte, wo 
auf Höhe der Kettenbrückengasse die erste 
Zwischenkundgebung stattfand. Zahlreiche 
Menschen säumten rechts und links mit ge- 
hörigem Respektabstand die Demonstration. 
Durch das strahlende Frühlingswetter und 
den langen Einkaufsamstag waren viele Leu- 
te unterwegs - viele blieben durch die Stärke 
der Demo beeindruckt stehen. Die Route war 
beabsichtigt über die belebtesten Straßen und 
Plätze Wiens gelegt worden, damit alle die 
Frauenproteste mitbekommen. Die bürgerli- 
chen Medien verschweigen derartige Aktivi- 
täten ja im allgemeinen gerne, und beson- 
ders. wenn sie von Frauen ausgehen. Wie im 
Vorjahr, so fand sich auch heuer in keiner 
Tageszeitung eine Notiz über die FrauenLes- 
ben-Demo am Internationalen Frauenkampf- 
tag. Nachdem aber die Wienzeile von den 
Frauen. Lesben und Mädchen beschlagnahmt 
wurde und der Verkehr von dem aufwendi- 
gen Polizeiaufgebot gesperrt wurde, hatten 
wir genug Öffentlichkeit. 

Vor der Rosa Lila Villa gab es den zwei- 
ten Zwischenstopp mit Teeausschank. Aus 


den Fenstern der Villa spielten Lesben Sze- 
nen für die Demo, die es sich auf der Straße 
schon fast gemütlich einrichtete und mit Be- 
geisterung die Fenstertheaterperformances 
bestaunte. Jubelndes Gejohle, als zwei Les- 
ben ın einem Fenster zu schmusen beginnen, 
Lachsalven bei der Präsentation ‘Das ist eine 
Lesbe.. 

Weiter ging‘s über die Hofmühlgasse und 
Amerlingstraße auf die Maria Hilfer- 
straße, die an dem langen Samstag eben- 
falls sehr belebt war. Dort gab es einen 
Redebeitrag zu Globalisierung/Neolibe- 
ralismus/Neokonservativismus und die 
Auswirkungen auf LesbenFrauen. Es 
wurden Kampflieder angestimmt, sodaß 
sich der Aufenthalt auf der Kreuzung 
ebenfalls etwas länger gestaltete. Am 
Ende der inneren Maria Hilferstraße gab 
es die letzte Zwischenkundgebung, bevor 
sich die Demonstration über den Gürtel 
bis zur U6-Station Westbahnhof bewegte, 
wo um 17.00 Uhr die Abschlußkundge- 
bung stattfand. Eine Aktivistin des Unab- 
hängigen Frauenforums (UFF) sprach 
über das Frauenvolksbegehren. Ab- 
schließend sprach noch eine Frau, die aus 
dem ‘Frauenparlament”, welches von 
9.00 bis 17.00 Uhr in der Wirtschaftsuni- 
versität getagt hatte, zur Abschlußkund- 
gebung gestoßen war, es wurde noch ge- 
sungen, wobei die Mädchen aus der Vir- 
ginia Woolf-Schule die größten Begeiste- 
rungsstürme ernteten. 

Es war eine richtige Power-Demo, die 
Kraft für die restlichen 364 Tage Frauen- 
widerstand im Jahr spendete. 

Die Größe und Stärke der 8. März-De- 
monstration des Vorjahres, die eine Bünd- 
nisdemo gewesen war konnte dennoch 
nicht erreicht werden. Die vielen Aktivi- 
täten rund um den Internationalen Frau- 
en-Kampftag seien gelobt, eines darf aber 
nicht vergessen werden: Die 8. März- 
Demo ist seit 1911 weltweit die wichtigste 
Aktion am Internationalen Frauen- 
Kampftag und soll daher von allen Frau- 


en, Mädchen und Lesben, ob Sozialistinnen, 
Anarchistinnen oder Kommunistinnen getra 
gen werden. Kopfarbeit können und müssen 
wir vor und nach (und auch während) deı 
Demo sowieso das ganze Jahr über leisten 
anstelle der Demo aber mutet es doch eheı 
kontraproduktiv an. 
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WIDERSTAND GEGEN CASTOR 


X-Tausende stellten sich quer 


Am Ende siegte doch die Gewalt. Unter Einsatz von 11.000 PolizistInnen gelangten am 
Mittwoch, dem 5. Februar, die sechs mit Castor-Atommüllbehältern beladenen LKW. doch 
noch in das "Zwischenlager" Gorleben. Damit fanden der größte Polizeieinsatz und die 
vielleicht phantasievollsten und vielfältigsten Widerstandsaktionen in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland, die "Tage x", ihr vorläufiges Ende. 


TATblatt; Ministerium für Information / Informationswie- 
derbeschaffung (Mfl) der Republik Freies Wendland 

Laut der bürgerlichen Berliner Tageszei- 
tung "B.Z." hat der Transport insgesamt 
rund 1,1 Milliarden Schilling gekostet. Da- 
von sollen rund 90% allein auf Personalko- 
sten entfallen. Die deutschen Stromversorger 
rechnen damit, so die Presseagentur AFP, 
daß weitere Atomtransporte nach Gorleben 
vorerst nicht mehr durchsetzbar sind. Aller- 
dings müssen bis zum Jahr 2005 rund 120 
Castor-Behälter mit hochradioaktiven 
Spaltstoffen aus den Wiederaufarbeitungsan- 
lagen La Hague und Sellafield zurückgenom- 
men werden. 

In Zukunft wird es also verstärkt darum 
gehen müssen, zu verhindern, daß der Atom- 
müll zu weniger konfliktträchtigen Orten um- 
geleitet wird, und den endgültigen Ausstieg 
aus der Atomwirtschaft zu erzwingen. Dazu 
ist es auch in Zukunft, und vor allem auch 
für alle anderen’ Atomtransporte, wichtig, 
daß sie nur mehr unter derartig massivem 
Einsatz und zu so horrenden Kosten durch- 
geführt werden können wie diesmal. 

Da es schwer ist, die Vielfalt der Wider- 
standsaktionen von hier, aus dem fernen 
Wien, auch nur einigermaßen zusammenzu- 
fassen, bringen wir im folgenden eine leicht 
gekürzte Chronologie der Ereignisse, erstellt 
vom "Ministerium für Information / Infor- 
mationswiederbeschaffung" der "Republik 
Freies Wendland" (http://www .nadir.org/ 
nadir/initiativ/sz/castor/). 


Donnerstag, 27. Februar 


Es gab Gerüchte, daß die von SchülerIn- 
nen besetzte Turnhalle in Dannenberg, in der 
Grün-Weiße [Polizei- und/oder Bundes- 
grenzschutzbeamtInnen, Anm. TATblatt] 
untergebracht werden sollen, von eben die- 
sen geräumt werden soll. Bisher ist dies aber 
noch nicht geschehen. [Zu dieser Zeit waren 
viele Turnsäle in unzähligen Schulen von 
SchülerInnen besetzt gehalten worden, um zu 
verhindern, daß PolizistInnen dort unterge- 
bracht werden; Anm. TATblatt] 

Ansonsten läuft überall im Wendland der 
Aufbau der verschiedenen Widerstand- 
scamps, so z.B. in Quickborn, Gusborn oder 
Splietau. Es wurden diverse große Zelte (Zir- 
kuszelte o. ä.) aufgebaut, ebenso wie Hütten 
und Bauwägen. Alle bereiten sich auf die 


gt 


er 
große Phase vor. Es gibt in allen(?) Camps 
Toiletten, Telefon und in geringem Maße 
Strom (Generator), ebenso ist für Essen 
(Volxküche) gesorgt. 

Die offene Polizeipräsenz hält sich er- 
staunlicherweise bisher im Hintergrund, dies 
dürfte sich in den nächsten Tagen wohl mer- 
kelig ändern. 

Hier in Quickborn tauchten wohl mal ab 
und zu einige Polizeifahrzeuge und ein Hub- 
schrauber auf, es ist ansonsten eher verdäch- 
tig (?) ruhig. 


Freitag, 28. Februar 


Heute morgen um 8.00 Uhr haben die 
drei Castorbehälter aus Neckarwesteheim 
das AKW verlassen. Zuvor war ein Hütten- 
dorf vor dem AKW Neckarwestheim von 
einem großen Polizeiaufgebot geräumt wor- 
den. Hierbei und bei der anschließenden Räu- 
mung von zwei Straßenblockaden kam es zu 
150 Festnahmen (bzw. Ingewahrsamnah- 
men) durch die Polizei. 


LASIOR 
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Samstag, 1.März 


10.45 Uhr: Straßensperre und Räumung 
Die Polizei bereitet sich vor, die beset 
Turnhalle in Hitzacker zu räumen. Dies ' 
mutlich, um die Turnhalle als Unterkunft) 
Grün-Weiße zu nutzen. 

Außerdem ist auf Grund der Polizeiaktio 
Kreuzung in Streetz auf der Straße 216 ı 
passierbar, weil dichtgemacht. 


11.25 Uhr: Straße. wieder frei 

Die Polizei ist aus Hitzacker wiedeı ab: 
gen. 

Die Straßenkreuzung ist wieder frei. 


11.40 Uhr: Polizei will räumen 
Die Polizei ist unterwegs, um die Turı 
der Grundschule Lüchow zu räumen. 


12.30 Uhr: Mehr als 15.000 in Lünet 
Beim Sternmarsch in Lüneburg sind au 
der Zufahrtsstraßen vom Bahnhof 
mehr als 10.000 Menschen unterwe. 
gegen den Castor und gegen Atomk 
demonstrieren. Der Offene Brief de 


Fotos: 


Titelseite: Tiefbaubrigaden untertunneln die Straßen von Dannenbe: 


Gorleben 
diese Seite oben: eine Straßensperre 
(alle Bilder gefladert aus: taz) 
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giewirtschaft in der Elbe-Jeetzel-Zeitung hat 
wohl nichts gebracht... 

Während der Kundgebung in einem Park, der 
die Masse der demonstrierenden Menschen 
jedoch nicht fassen konnte, sprachen die Ver- 
anstalterInnen von ca. 20.000 TeilnehmerIn- 
nen. Insgesamt glich diese Auftaktdemon- 
stration eher einem Volksfest, in zahlreichen 
Redebeiträgen wurden die Zusammenhänge 
zwischen Atomstaat, Industrie und Politik 
aufgezeigt. "Die Atomtechnologie ist nicht 
ein besonderer Auswuchs dieses Gesell- 
schaftssystems (Kapitalismus, der  Setzer), 
der Castor ist kein Fehler im System, das 
System ist der Fehler." 

Aile RednerInnen stellten klar, daß es nicht 
«darum ginge, nur zu verhindern, daß Castor- 
hehälter in Gorleben eingelagert werden, 
„ondern um den sofortigen Ausstieg aus der 
Atomtechnologie. Über eine endgültige 
"Entsorgung" werde erst nach dem Abschal- 
wen aller Atomanlagen geredet! 

Nach unserem Kenntnisstand kam es wäh- 
rend der Kundgebung zu keinen Übergriffen 
der Staatsmacht, es soll aber auf dem Weg 
nach Dannenberg zu Kontrollen und Perso- 
nalienfeststellungen gekommen sein. 


16:20 Uhr: Turnhalle in Hitzacker geräumt 
In Hitzacker wurde die Räumung der großen 
Turnhalle der Schule nach stundenlanger 
Vorbereitung durchgeführt (von der Polizei). 
In Kürze soll wohl auch die kleine Halle 
geräumt werden. 


Die ersten Menschen aus Lüneburg sind im 


Hamburger Camp eingetroffen; der Konvoi 
startet demnächst. 


19:00 Uhr: Der Konvoy ist inzwischen im 
Hamburger Camp eingetroffen, es gab wohl 
keine Zwischenfälle auf dem Weg... 


Sonntag, 2. März 


11:55 Uhr: Polizeikessel in Hitzacker bei 
Gleisbegehung 

Bei einer Gleisbegehung in Hitzacker sind 
30-50 Menschen von der Polizei eingekes- 
selt; außerdem sind mehrere Hundertschaf- 
ten dorthin unterwegs. Obwohl das Demon- 
strationsverbot erst ab Montag gilt, wurden 
16 Personen verhaftet und in die Polizeika- 
serne Neu-Tramm gebracht. In der Nähe von 
Hitzacker liefen ca. 50 Personen von der 
Polizei unbehelligt, aber von ihr begleitet, 
auf den Gleisen. 


550 Trecker [Traktoren; Anm. TATblatt] auf 
der Stunkparade!!! 

Die Trecker wurden von über 5000 Men- 
schen begleitet. Entlang der Transport- 
strecke wurde zum Teil die Straße unterhöhlt 
und Hydranten wurden mit Erde verstopft. 


16.30 Uhr: Blockade in Neu Tramm 

Der Motorrad Club Idas will für eine Stunde, 
ab 17.30 Uhr eine Blockade vor der Polizei- 
kaserne in Neu Tramm, ca. 4km von Dan- 


nenberg, errichten. Dies wahrscheinlich, um 
die 16 Personen, die in Hitzacker abgehaftet 
und nach Neu Tramm gebracht wurden, frei 
zu bekommen. 


16.45 Uhr: Demo zum Verladekran 


- Nach der Stunkparade bewegen sich mehrere 


hundert DemonstrantInnen auf den Verlade- 
kran in Dannenberg zu. Die Polizei zieht 
mehrere Hundertschaften zusammen, um 
den Demonstrationszug aufzuhalten. 
Offensichtlich wurden einige Demonstran- 
tInnen eingekesselt. Eventuelle Verhaftun- 
gen oder Knüppeleinsätze der Polizei sind 
uns zur Zeit nicht bekannt. 


ab ca. 17.30 Uhr: Trecker Blockade in Splie- 
tau 

In Splietau wird derzeit die südliche Trans- 
portstrecke von ca. 80 Treckern blockiert. 
Die Blockade soll bis morgen aufrecht erhal- 
ten werden. Die Polizei hat Räumungsfahr- 
zeuge in Marsch gesetzt, diese sind aber noch 
nicht vor Ort eingetroffen. Die Trecker und 
Anhänger sind ineinander verkettet worden 
und die Schlüssel abgezogen... 


abends: Kein Benzin mehr 


Die Essotankstelle in Dannenberg (gegen- 
über des Informationscamps) verkauft kein 
Benzin mehr! Es soll sich dabei um eine 
Anweisung der ESSO-Konzernleitung han- 
deln. Was damit bezweckt werden soll, ist 
nicht klar [nein?; Anm. TATblatt], klar ist 
nur, daß die Polizei über eigene Tankstellen 
in den Kasernen verfügt ... 


abends: der Ermittlungsausschuß (EA) [das, 
was bei uns die Rechtshilfe ist; Anm. TAT- 
blatt] spricht von 18 Festnahmen - das sagt 
wenig. Laut EA sind von 18 Festgenomme- 
nen 17 inzwischen wieder frei gelassen wor- 
den. Wieviele Menschen sich jetzt noch hier 
vor Ort befinden, kann kein Mensch genau 
sagen. Sicher ist nur, daß es sehr sehr viele 
sind, daß sich die gesamte Gegend querstellt, 
überall sind Menschen und Maschinen (Au- 
tos, Trecker, Motorräder und Fahrräder) un- 


terwegs ... Das "normale" Leben wird mor- 
gen nicht mehr viel mit der alltäglichen Nor- 
malität in diesem Lande zu tun haben. Das 
Wendland ist von der Polizei besetzt, aber 
auch die Polizei mit ihrem gewaltigen Ge- 
waltpotential ist nicht übermächtig, den Wi- 
derstand der Menschen die hier sind, werden 
sie vielleicht beiseite schieben können, bre- 
chen werden sie ihn nicht. 


Montag, 3. März 


7.15-8.15: 200 Menschen blockieren Gleise 
in Lüneburg. Die DB-Hauptstrecke ist 
blockiert. Freiwillige Auflösung und Verla- 
gerung in die Innenstadt 


8.00: 1.000 - 2.000 Leute im Kreuzungsbe- 
reich Verladekran. Wachsende Zahl. 


8.30-9.30: ca. 450 Leute blockieren in 


Quickborn die Straße mit Baumstämmen und 
beginnen, die Straße zu untergraben, ein 
Bauwagen geht in Flamen auf. Polizei räumt 
mit Schlagstockeinsatz. 2 Festnahmen. 


8.15: mehr als 200 Leute blockieren B 191 


bei Quickborn. Die Polizei räumte brutal. 3 
Verhaftungen. 


8.40: Zwei Züge werden in Bad Bevensen 
durch Notbremsung gestoppt. Strecke für 
eineinhalb Stunden blockiert. 


9.10: Gusborn. Über 20 Meter Blockade 
durch Baumstämme. DemonstrantInnen 
reißen die Straße auf. Pölitz - wiederholte 
Blockade 


9.00-9.45: Blockade in Langendorf. Von Po- 
lizei geräumt. ZDF-Kameramann wurde von 
Polizeibeamten so angerempelt, daß er eine 
Augenverletzung davontrug. 


10.00: Pölitz - Versuch der Einkesselung. 
Aufmarsch von Gefangenenbussen. 12 Leute 
wurden festgenommen und in die ehemalige 
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Kaserne Tramm gebracht. 


10.10: Kreuzung Quickborn. IDAS-Leute 
(Motorradclub) werden brutal geräumt. 


10.45: Darmstadt. Mehrere hundert Leute 
auf den Schienen. Werden zur Zeit geräumt. 


10.45: Göttingen. Schienenblockade. 


10.45: SchülerInnen-Demo in Lüchow mit 
ca. 300 Kindern (ca. 5./6. Klasse). Polizei 
geht in voller Montur und äußerst unsanft 
vor. 


SchülerInnen besetzen Turnsäle 


diversen Wannen und Räumfahrzeugen. Ca. 
eine Stunde werden diese von den Menschen 
auf dem Feld beschäftigt, bis diese sich in 


den Wald zurückziehen. Eine kleine Gruppe: 


hat dann noch für kurze Zeit den Ortseingang 
dichtgemacht. 


12.20: Nördlich von Göttingen (zwischen Gö 
und Bovenden) sitzen ca. 500 auf dem Feld 
neben der Bahnstrecke, südlich von Göttin- 
gen ebenfalls ein paar hundert... 


12.40: Der Transport steht ! - Gestoppt von 
DemonstrantInnen nördlich von Göttingen. 


11.00: Meldung: Wasserschaden - In Dün- 
sche haben vier Wasserwerfer die Kurve 
nicht gekriegt und sind ineinander gefahren. 
Ein 6.000 Liter und ein 4.000 Liter-Wagen 
haben Totalschaden. Acht verletzte Polizei- 
beamte werden im Krankenhaus Dannenberg 
behandelt. 


11.00: Im Bereich Verladekran blockieren 
ca. 500 Leute die Straße 


11.00: Meldung aus Splietau: die Stimmung 
bei den BäuerInnen ist gut. Zur Zeit halten 
sich bei den Treckern ca. 200-300 Menschen 
auf. 


11.21: Castor-Transport verläßt Bebra mit 
Ziel Göttingen. 


12.00: Blockade beim Verladekran in Dan- 
nenberg, z.Zt. ca. 3000 TeilnehmerInnen. 


12.00: Die Kreuzung zwischen der B191 und 
nördlicher Transportstrecke (Kreisstraße 15 
Quickborn - Dannenberg) wurde mit einer 
Sitzblockade dichtgemacht, wobei aus dem 
Wald Unterstützung kam. Insgesamt ca. 300 
bis 400 Menschen. Die Polizei ruft Verstär- 
kung und ist mit ca. 400 Leuten vor Ort, mit 


12.55: Der Transport steht noch immer - die 
Polizei prügelt. 


13.00: Der Transport rollt im Schrittempo 
und mit Spalierbegleitung weiter. 


13.20: Der Transport passiert mit normaler 
Geschwindigkeit Nordheim. ca. 13.30 In 
Quickborn wird die Wald- und mögliche 
Transportstrecke zwischen Qu. und Groß- 
Gusborn mit Baumstämmen blockiert und 
untergraben. Polizei prügelt DemonstrantIn- 
nen weg. 


13.55: Räumung zwischen Seybruch und 
Verladekran. Ein Augenzeuge: brutalste 
Räumung, mehrere Verletzte, ein Schwer- 
verletzter. Ein ZDF-Journalist wurde von 
Polizisten geschlagen und am Boden liegend 
getreten, als er mit Pastoren die Aktion be- 
obachtete und sich mit "Presse"-Rufen als 
Journalist zu erkennen gab. 


ca. 15.00: Der Castor-Transport ist auf dem 
Weg nach Celle. 


15.00: 200 bis 400 Menschen sitzen auf den 
Schienen in Hitzacker. 


15.06: Die in Pölitz festgenommenen De- 
monstrantInnen wurden - entgegen ersten 
Nachrichten - doch nicht dem Haftrichter 
vorgeführt, sondern wieder freigelassen. 


15.15: Hessischer Einsatzzug mit Räu- 
mungsfahrzeugen versucht durch die Sitz- 
blockade Verladekran B 191 zu fahren in 
Richtung Quickborn. Müssen umdrehen. 


15.25: Transport - der Vor-Zug [Zug, der 
dem Castor-Transport sicherheitshalber vor- 
ausgefahren ist; Anm. TATblatt] befindet 
sich bei Unterlüß. 


15.30: Stand der Blockaden: Kreuzung/Pu- 
dripp ca. 20 Trecker und ca. 200 Personen. 
Splietau/80 Trecker und ca. 300 Personen. 
Die Straße zwischen Gusborn und Splietau 
ist durch DemonstrantInnen gesperrt. Bei 
Seybruch besteht eine Materialblockade. 
Beim Verladekran befinden sich ca. 1000 
Menschen, die dichtgedrängt auf der Straße 
stehen. 


15.35: Pisselberg: 500 Meter vor Pisselberg 
stoppt die Polizei ein Auto mit vier Frauen 
und nimmt sie fest. Vorwurf: Schienen- 
blockade. Mitglieder eines Straßenchores 
protestieren. Folge: zwei Mitglieder des 
Chores werden ebenfalls festgenommen. 
Vorwurf: Gefangenenbefreiung. 


15.45: Die ca. 1000 BlockierInnen am Ver- 
ladekran in Dannenberg sind fast ganz an den 
Kran herangekommen. Um 17.25 Uhr wird 
dort der Castor-Transport erwartet. 


15.55: Transport ist in Ülzen. 


15.56: Polizei droht mit Räumung (Wasser- 
werfer, berittene Polizei) für den Teil des 
Camps Pölitz, der sich vor dem Deich zur 
Straße hin befindet, angeblich im Bereich der 


50 m- Demoverbotszone tatsächlich über 100 _-- 


Meter) 


16.09: Meldung: Strecke zwischen Pretzet- 
ze/Grippel und Gusborn wird durch die Po- 
lizei gesperrt. In Grippel große Ansammlung 
von Polizei. 


16.15: Der Transport steht immer noch in 
Ulzen. 


16.23: Grippel: Bei der Zusammenführung 
der beiden Straßenstrecken läßt die Polizei 
keineN mehr durch. 

16.25: Wendisch Evern. 150 Leute befinden 
sich auf den Schienen. Es kommen noch 
mehr Menschen dazu. Wenig Polizei vor Ort. 
16.40: Ca. 2.000 Leute vor dem Kran. 
16.47: Alle sechs Castoren in Lüneburg. 


16.50: Die BI fordert die Einsatzleitung der 
Polizei offiziell dazu auf, die Magdeburger 
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Einsatzkräfte zurückzuziehen. Immer wieder 
waren es Magdeburger Beamte, die durch 
völlig überzogene Reaktionen aufgefallen 
sind: Sonntagabend Tränengaseinsatz gegen 
die Bäuerliche Notgemeinschaft, Überfall 
auf einen ZDF-Journalisten, bei einer Räu- 
mung werden JournalistInnen nicht zum Ort 
des Geschehens vorgelassen. Willkürliche 
Festnahme von sechs Frauen (15.35), ein 
Anwalt wird daran gehindert, zu seinen Man- 
danten nach Pölitz zu fahren. 


17.25: Schienenblockade in der Nähe von 
Dahlenburg. Zwei Menschen haben einen 
großen Betonblock auf die Schienen gepackt 
und sich angekettet. Die Polizei ist mit 
schwerem Räumgerät unterwegs. 


17.30: Eltern/Kinder auf den Schienen. In 
Hıtzacker befinden sich ca. 100 Erwachsene 
mit Kindern auf den Schienen. 


17.30: Demo in Hamburg 'mit 2500-3000 
Leuten. Viele kommen noch ins Wendland.. 


17.30: Spontane Demo von 50 Leuten vom 
Bamberger Bahnhof (Bayern !!!) in die In- 
nenstadt und zurück. Die Polizei rückte mit 
7 BeamtInnen und zwei Zivilisten an und 
filmte alle ausführlich. 


17.30: Der Transport steht immer noch in 
Lüneburg. Dort befinden sich ca. 200 Leute 
auf den Schienen. In Wendisch-Evern 
blockieren ca. 150 Menschen die Schienen. 


17.40: Hitzacker: Die Eltern/Kind- Blockade 
wird geräumt. 


17.43: Der Transport verläßt Lüneburg. 
Fünf Mannschaftshubschrauber der Polizei 
starten in Lüneburg. 


17.55: Die Blockade in Wendisch-Evern ist 
geräumt. Der Transport hat Wendisch-Evern 
passiert. 


17.58: Meldung: BäuerInnenblockade auf 
der Kreuzung Pudripp (ca. 200 Leute) soll 
geräumt werden. 


18.15: Der Transport hat Bavendorf passiert. 


18.15: Quickborn: Eine Kreuzung nahe des 
Hamburger Widerstands-Camps wird von 
ca. 80 AtomkraftgegnerInnen mit einer Sitz- 
blockade besetzt. Nach ca. 2 Stunden wird 
die Straße von den PolizistInnen durch Weg- 
tragen geräumt. 


18.25: Hitzacker: Erneut 100 Leute auf den 
Schienen. 


20.00: Bericht der AnwältInnen: den ganzen 
Tag über wurden diese von der Polizei daran 
gehindert, zu ihren verhafteteten MandantIn- 
nen in die Kaserne Neu-Tramm zu kommen. 
Dagegen wurde massiv protestiert. 


20.30: Bahnhof Dahlenburg. Die Polizei hat 
massive Probleme, den Betonklotz vor den 
Schienen zu beseitigen, Schwerstarbeit. 


20.40: Bahnhof Dahlenburg. Die Polizei hat 
die an den Schienen festgeketteten Demon- 
strantInnen losgeschnitten und ein Bautrupp 
beginnt die Strecke zu reparieren. Einschät- 
zung: mindestens noch eine halbe Stunde. 


20.55: Der Transport steht immer noch vor 
Dumstorf. Ein Demonstrant ist tief im Schot- 
terbett mit einer Hand angekettet. Wohl noch 
ne halbe Stunde. 


21.50: Die Angeketteten sind von den Glei- 
sen losgeschnitten, die Gleise werden repa- 
riert. 


21.50: Bericht einer Anwältin: die Polizei 
richtet feste Kontrollstellen in Grippel und 
Gorleben ein. Dort wird Nichtansässigen die 
Weiterfahrt verwehrt. Zum Teil wurden 
Menschen ohne Begründung in Gewahrsam 
genommen und verbracht. Im Moment weiß 
keineR, wohin,-Es gibt für diese Maßnahme 
keine Rechtsgrundlage. - 


22.02: Dumstorf. Der Transport bewegt sich 
langsam weiter. 


22.15: Bahnhof Göhrde. 20 Leute haben sich 
auf den Gleisen festgekettet. 


22.30: Pommoisel. Auf den Gleisen haben 
sich zwei Menschen festgekettet. Ein Rohr 
wurde unter den Schienen durchgeführt - die 
beiden DemonstrantInnen haben sich in die- 
sem Rohr aneinandergekettet. 


22.53: Transport 500 Meter von Bahnhof 
Göhrde 


22.54: Zwei Festnahmen am Bahndamm in 
Höhe der Esso-Tankstelle/Dannenberg 


23.17: Transport durchfährt Pommoissel 
23.30: Transport durchfährt Leitstade 


23.35: Blockade in Harlingen ist geräumt - 
bis auf die Angeketteten 


Montagsbilanz des Ermittlungsausschusses: 
Zusammenfassung vom Montag, 3.März: 
Insgesamt 82 Ingewahrsamnahmen. 43mal 
Vorwurf "Eingriff in den Schienenverkehr, 
d.h. Sitz- oder Stehblockaden, Ankett- und 
Einbetonieraktionen. Vereinzelt Schotter- 
wühlen und Holzbarrikaden. Neunmal (nach 
PKW- Durchsuchung) wegen Besitz von Sei- 
len, Silvesterknallern und Leuchtspurmuniti- 
on. Siebenmal wegen Vorwurf Landfrie- 
densbruch, Verstoß gegen das Versamm- 
lungsgesetz. 23mal konnte die Polizei keine 
Gründe für die Festnahme angeben bzw. 
wurde der Vorwurf fallengelassen. Insge- 
samt: Massive Medienbehinderung, unver- 
hältnismäßige Einsätze hauptsächlich durch 


Magdeburger Einheiten. Behinderung der 
AnwältInnen in Neu Tramm. 


Dienstag, 4. März 


00.05: Aufmarsch von mehreren Wasserwer- 
fern am Bahnübergang Dannenberg/Esso- 
Tankstelle. Mehrere SteinwerferInnen at- 
tackieren Polizeifahrzeuge. Sie werden von der 
Info-Wiese über Lautsprecherwagen wieder- 
holt aufgefordert, die Attacken einzustellen. 


00.15: Pussade/Harlingen. Noch immer sind 
vier Menschen an den Gleisen festgekettet. 
Die Polizei muß Spezialwerkzeug herbei- 
schaffen. 


00.25: Dannenberg/Esso-Tankstelle 30 Leu- 
te sind am Bahnübergang von der Polizei 
eingeschlossen. Es wird verhandelt. 


01:00: Uhr Der Transportzug ist in Dannen- 
berg am Verladekran eingetroffen, er soll im 
Laufe des Tages umgeladen werden. 


08.30: Verladekran/Dannenberg: Der Verla- 
devorgang hat noch nicht begonnen, Zur Zeit 
wird noch rangiert. 


08.45: Meldung: Die Nordroute (über 
Quickborn/ Langendorf) ist auf der Strecke 
von Abzweig B 191/ Quickborn bis Kacheri- 
en beinahe lückenlos durch Polizeifahrzeuge 
gesichert (alle 20 Meter ein Fahrzeug). Ver- 
mutung, daß die Polizei sich auf die Nordrou- 
te festlegen wird. 


09.30: Pudripp: Zivilbeamter bedroht Frau 
mit Pistole. Ein Zivilfahrzeug der Polizei ist 
in eine Sitzblockade mit ca, 30 Menschen 
hineingefahren. Dabei ist eine Frau mit ei- 
nem Stuhl umgestürzt. Als Umstehende den 


„ Fahrer dazu aufforderten, seinen Ausweis zu 


zeigen, zieht dieser eine Pistole. Die Frau 


‚wird Anzeige erstatten. 


09.40: Der erste Castor ist umgeladen. Dauer 
des Vorgangs: ca. eine Stunde. 


09.55: Eine Hundertschaft fährt nach Pu- 
dripp. Eine angebliche Räumung wurde nicht 
bestätigt. 


11.10: Der dritte Castor wird verladen. 


11.30: 90 Polizeifahrzeuge und ein Wasser- 
werfer fahren los Richtung Quickborn, eini- 
ge Minuten später eine weitere Hundertschaft 
und zwei Wasserwerfer 


12.05: Messung der Gammastrahlung der 
Behälter aus 21 Meter Entfernung übertrifft 
alle Grenzwerte (Robin Wood, Radiomel- 
dung) 


13.00: In Bremen versuchen Schülerinnen 
und Schüler, das Rathaus zu stürmen, was 
leider aber eher hoffnungslos aussieht. (Ra- 
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diomeldung) 


13.00: Im Wald in Langendorf sind ca. 200- 
300 Leute von Bullen [BeamtInnen von Po- 
lizei und/oder Bundesgrenzschutz; Anm. 
TATDblatt] eingekesselt. Insgesamt sind wohl 
ca. 800 DemonstrantInnen in der Gegend 
unterwegs. Da sich der Kessel außerhalb der 
50-Meter-Grenze (Demoverbots-Grenze) be- 
fand, war er illegal. 


13.15: Es fahren drei Gefangenentransporte 
und zwei weitere Hundertschaften zum Kes- 
sel in Langendorf. 


ca. 13.40: Die Polizei kündigt an, alle Men- 
schen im Langendorfer Kessel in Gewahrsam 


in Kaltendorf ist, wird von einer Polizeison- 
derdiensttruppe aus Essen gestoppt und an 
der Weiterfahrt gehindert. Kennzeichen des 
Polizeieinsatzfahrzeugs: E - 356. 


Meldung aus Hanau. Heute Morgen fand dort 
eine Kundgebung von 400 SchülerInnen statt. 


14.57: Himmel über Dannenberg: Ein Parag- 
lider wird von Polizeihubschrauber verfolgt. 


15.20: Pölitz, Zweihundert TeilnehmerInnen 
einer Straßenblockade werden von der Poli- 
zei unter Knüppeleinsatz geräumt. 


ca. 15.30: Nach Verhandlungen mit der Po- 
lizei beschließt diese, die Eingekesselten ein- 


. er 
HLLL 


m 


zu nehmen, und fängt auch damit an. 
14.00: Sechster Castor fertig verladen 


Weicht Castor auf Nebenstrecke aus? Auf 
der Straße zwischen Zadrau und Gusborn 
wird das Lichtprofil verbreitet, d.h. Äste 
ausgeschnitten usw. 


14.20: mind. acht BGS-Hubschrauber über- 
fliegen Quickborn in Richtung Langendorf. 


14.42: Ein Krankenwagen der Sanigruppe 
ParaMedic, der auf dem Weg zu Verletzten 


zeln herauszunehmen, und eine erkennungs- 
dienstliche Behandlung an ihnen vorzuneh- 
men (Personalien, Videoaufnahmen). Da- 
nach bekommen sie einen Platzverweis und 
müssen gehen. Das soll auch für die Demon- 
strantInnen gelten, die keine gültigen Perso- 
nalien vorweisen können (wenn die Polizei 
sich an die Abmachungen hält). 


16.00: Kacherien. Noch hundert Leute im 
Kessel. 


16.15: Meßwerte von Robin Wood in 21 
Metern Entfernung (Messung der Gam- 


mastahlung, daraus Berechnung der Neutro- 
nenstrahlung): 


vor dem Transport gemessene natürliche 
Strahlung : 0,07 - 0,08 mSv/h; nach deut- 
schen Strahlenschutzrichtlinien: 370 mSv/h; 
nach internationalen Richtlinien : 660 mSv/h; 
nach Kuni : 8.9000 mSv/h; Angaben der 
Betreiber : 20-70 mSv/h 


16.40: Kacherien. Der Krankenwagen von 
ParaMedic wird von der Polizei nicht nur am 
Einsatz gehindert, sondern erhält einen Platz- 
verweis !!! 


17.25: Bericht des Ermittlungsausschusses: 
100 Ingewahrsamnahmen insgesamt, davon 
50 aus dem Quickborner Kessel. Insgesamt 
150 ED-Behandlungen. Bei der friedlichen 
Sitzblockade in Pölitz wurden 28 Leute ge- 
fesselt und 45 Minuten auf der Straße sitzen 
gelassen. Dann vermutlich in die Kaserne im 
Zwischenlager "verbracht". Platzverweise 
wurden 27 mal ausgesprochen, davon einer 
für einen Krankenwagen mit Arzt. 


17.30: 450 Menschen fröhnen der Kultur im 
Pölitzer Camp. 


17.30: In Hamburg demonstrieren ca. 500 
Menschen gegen den Castor-Transport. Vie- 
le fahren danach noch ins Wendland. 


17.45: Bericht von PARAMEDIC (Rettungs- 
sanitäter aus Hamburg) über die Vorfälle am 
Nachmittag: Ein Arzt aus Herford sitzt im 
Rettungswagen und sieht einen Festgenom- 
menen am Boden liegen. Als er zu ihm 
hingehen will, wird er mit körperlicher Ge- 
walt zurückgedrängt. Arzt und Fahrer wer- 
den rüde und mit üblen Beschimpfungen von 
der Polizei bis zum Rettungswagen zurück- 
gedrängt. Die Polizei (Duisburg) droht da- 
mit, sie in Gewahrsam zu nehmen. 


Eine Ärztin steht mit zwei Rettungswagen 
vor der Kirche in Langendorf, als sie ein 
Notruf von Pastor Malitius erreicht. Die bei- 
den Autos fahren zum Einsatzort, das erste 
mit Blaulicht. Am Abbieger Langen- 
dorf/Brandleben werden sie von einem Son- 
dereinsatzdienst aus Essen (Leitung Herr 
Jansen) nicht durchgelassen. Begründung: es 
gäbe keinen Notfall. Nach viertelstündiger 
Verhandlung darf die Ärztin mit ihrem Kof- 
fer und einem Polizeiwagen in den Kessel. 
Als sie nach einer Stunde vor Ort eintrifft, ist 
die Verletzte (Augenverletzung) inzwischen 
mit einem Privat-PKW abtransportiert wor- 
den. Herr Jansen spricht bei dieser Gelegen- 
heit einen Platzverweis für die Besetzung des 
Krankenwagens und die Strecke Quick- 
born/Grippel aus. Androhung, die Fahrzeu- 
ge bei Zuwiderhandlung zu beschlagnahmen. 
Begründung: keine. 


17.45: Nachdem das Überqueren der Quick- 
borner Hauptstraße, der Kreisstraße 15 - die 
eben auch Teil der nördlichen Transportroute 
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ist - schon den ganzen Tag über von der 
Polizei schikaniert wurde, scheint es jetzt 
endgültig nicht mehr möglich zu sein. Und 
das geht so: Alle paar Meter steht eine Wanne 
[normalerweise Gefangenentransporter, hier 
offenbar Mannschaftswagen der Polizei; 
Anm. TATblatt], vollbeladen mit Befehl- 
sempfängerInnen. 


18.20: Bericht eines Journalisten vom Kessel 
in Quickborn. Als er zusammen mit anderen 
MedienvertreterInnen eintraf, erließ die Po- 
lizei ein Fotografierverbot. Während die 
JournalistInnen in Autos auf die gründliche 
Überprüfung ihrer Presseausweise warten 
mußten, wurden sie selbst durch einen Doku- 
Trupp der Polizei gefilmt. Als die Journali- 
stInnen gegen das Filmen protestieren, wur- 
de ihnen von der Thüringer Polizei gesagt, 
dies sei eine polizeiliche Aktion. Zitat: 
"Dann dürfen wir alles." 


19.30: Dannenberg/Verladekran. Die Sitz- 
blockade vor dem Verladekran in Dannen- 
berg besteht zur Zeit aus ca. 4000 - 5000 
Menschen. Ständig kommen weitere Men- 
schen hinzu. Wie der Einsatzleiter vor Ort 
im Gespräch erklärte, will die Polizei noch 
während der Nacht mit der Räumung begin- 
nen. Vorgegebener Grund für die Räumung 
bei Dunkelheit: nachts seien keine Kinder 
dabei. Die Bürgerinitiative Umweltschutz 
Lüchow- Dannenberg e.V. vermutet dage- 
gen, daß die Polizei den Räumungstermin in 
die Nacht verlegen will, um die Berichter- 
stattung durch die vor Ort anwesenden Me- 
dienvertreter zu erschweren. Schon den gan- 
zen Tag über haben Einsatzkräfte der Polizei 
JournalistInnen bei ihrer Arbeit behindert. 
(aus einer Presseerklärung der BI Lüchow- 
Dannenberg) 


19.30: Neu-Tramm/Dannenberg. 90 De- 
monstrantInnen wurden heute nachmittag bei 
Kacherien unter dem Vorwurf des Landfrie- 
densbruches nach StGB festgenommen. Die 
Männer und Frauen wurden gefesselt und in 
Gefangenentransportern in die ehemalige 
Kaserne Neu-Tramm gebracht. Obwohl die 
Polizei sich nicht in der Lage sieht, die 
strafrechtlichen Vorwürfe aufrecht zu erhal- 
ten, sollen die DemonstrantInnen weiter in 
Gewahrsam bleiben. Zur Zeit werden die 
DemonstrantInnen dem Haftrichter vorge- 
fürt, der die Freiheitsentziehung bestätigen 
soll. Paradoxerweise wird bei der vorge- 
schriebenen Einzelfallprüfung nun das NGe- 
fAG [tja, was immer das auch ist; Anm. 
TATblatt] herangezogen. Pauschale Begrün- 
dung: der Einzelfall besteh darin, daß sich 
die Festgenommenen in einer Menge befun- 
den hätten - gemeinschaftlich habe mensch 
sich auf die Verbotszone zubewegt. "Eine 
nachträgliche Änderung der Rechtsgrundla- 
ge für die Ingewahrsamnahme ist ohne Än- 
derung der Beweislage völlig unzulässig" 
erklärte Rechtsanwalt Dieter Magsam. Ob- 
wohl der Polizei Anwaltsvollmachten vorlie- 
gen, verweigert sie den AnwältInnen den 


Kontakt mit den Festgenommenen. Der Haf- 
trichter ist telefonisch nicht erreichbar - der 
Kontakt ist nur über die Polizei herzustellen. 
Die AnwältInnen erwägen eine Anzeige we- 
gen Freiheitsberaubung gegen den verant- 
wortlichen Einsatzleiter Lehne. 


Irgendwann am Dienstag: Nordroute unter- 
graben. 

In einer konspirativen Aktion an einer weite- 
ren Stelle (in der Nähe von Langendorf) 
wurde irgendwann untertags die Nordroute 
untergraben ... 


Mittwoch, 5. März 


02.00: Dannenberg. 

Räumung am Verladekran im Gange. Jetzt, 
um 2.30 haben sie erst 40 Meter geräumt. Sie 
tragen die DemonstrantInnen allerdings nur 
weg, und setzen noch keine Wasserwerfer 
oder Schlagstöcke ein. 


04.00: Wald zwischen Quickborn und Dan- 
nenberg (Seybruch) 

An der Straße durch den Wald (Nordroute) 
gibt es Auseinandersetzung zwischen De- 
monstrantInnen und der Polizei. Einige Poli- 
zeihubschrauber kreisen über dem Gesche- 
hen und machen Lautsprecherdurchsagen, 
diese sind aber nicht verständlich (akustisch). 
Die Polizei wird mit Leuchtspurmunition 
(Pyros) beschossen. Viele Kleingruppen füh- 
ren Aktionen durch. Ansonsten ist der 
Großteil der Polizeikräfte anscheinend von 
der Nordroute abgezogen. 


04.00: Verladekran 

Nach zwei Stunden hat die Polizei lediglich 
ein Drittel der X-tausendmal-quer Blockade 
auf der Strecke vor dem Verladekran ge- 
räumt. Die DemonstrantInnen bleiben jedoch 
nicht dort stehen, wohin sie von den Polizi- 
stInnen getragen wurden, sondern setzen sich 
am Ende der Blockade wieder hin. 


05.00: Verladekran / Dannenberg 

Die Polizei läßt jetzt mit Wasserwerfern die 
DemonstrantInnen berieseln, um ihnen den 
Aufenthalt auf der Straße zu erschweren. 
Diese schützen sich jedoch mit großen Planen 
dagegen. 


7.30: Verladekran / Dannenberg 

Die Polizei richtet die Wasserwerferstrahlen 
jetzt auch mit höherem Druck direkt auf die 
friedlichen BlockiererInnen. Zu diesem Zeit- 
punkt hat die Polizei bereits 150 m zurück- 
gelegt. Hält sie dieses Tempo bei, dann wird 
sie für die gesamte Strecke von Dannenberg 
bis nach Gorleben (20 km) 33 Tage brauchen. 
Viel Spaß dabei! 


8.02: Verladekran: ntv berichtet: 250 m ge- 
räumt. 


8.30: Verladekran: NDR berichtet: die Hälf- 
te der Blockade, also 300 m, geräumt. 


9.10: Quickborn an der Nordroute 
Zwei Oldenburger wurden (wahrscheinlich 
vom SEK) eingefangen und geschlagen. 


9.20: Quickborn 

Massive Wasserwerter- und Polizeieinsätze 
gegen DemonstrantInnen. Auf den Feldern 
südlich der angepeilten Castor-Route bren- 
nen Autoreifen und Strohballen auf den Fel- 
dern. 


ca. 10.00: Verladekran 

Die gesamte friedliche Sitzblockade ist nun 
aus dem Weg geräumt worden, u. a. durch 
Schlagstock- und Wasserwerfereinsatz. Ins- 
gesamt über 100 Verletzte It. SanitäterInnen. 
Hunderte von Leuten strömen von Dannen- 
berg aus in Richtung der Castor-Transport- 
fahrtrichtung. 


10.50: bei Langendorf 

Bei Langendorf hat die Polizei 60-70 Leute 
eingekesselt, die es bis auf die Fahrbahn 
geschafft hatten. 


ca. 11.00: zwischen Quickborn und Gusborn 
Auf der Kreisstraße 29 zwischen Quickborn 
und Gusborn (die inzwischen für Fahrzeuge 
unpassierbar ist) ziehen ca. 1000 Leute Rich- 
tung Norden. 


11.45: Verladekran / Dannenberg 
Soeben haben die Tieflader mit den Castor- 
behältern den Verladebahnhof verlassen, 


12.00: Aufder B 191 hatten Personen ein Seil 
in mehreren Metern Höhe über die Fahrbahn 
gespannt und Personen hatten sich in "Berg- 
steigerInnenmanier" daran festgemacht. 


13.30: Castorbehälter passieren Grippel. 
13.40: Grippel 
Die Polizei schlägt SanitäterInnen zusam- 


men. Blockade in Pölitz, 


13.42: ein Demonstrant schafft es, kurz auf 
einen der Tieflader zu springen. 


13.45: in Gorleben steht ein " 20t " Faß auf 
der Straße. 


13.50: Zadrau. 6 Transporthubschrauber 
vom BGS fliegen nach Gorleben. 


14.00: Laase. Leute haben sich angekettet 


15.11: Der Transport ist angekommen :-( 
Der Kampf geht weiter !!! 


Freitag, 7. März 


Nachdem im Wendland vorerst alles vor- 
bei ist, demonstrieren auch in Wien rund 
zweihundert Menschen zur Deutschen Bank. 


%* 
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RASSISMUS 


Rassismus als gesellschaftlicher 


Grundkonsens 


Das Problem so scheint es, liegt in der Präsenz der Anderen, nicht aber in den gesellschaftli- 
chen Strukturen, die diese Anderen in einem bestimmten Augenblick als Problem kategori- 


sieren. (Maxim Silvermann) 


TATblatt 


Integration und 
Kontrolle 


Die "neue" AusländerInnenpolitik der 
Regierung beruht auf dem Konzept "Integra- 
tion und Kontrolle". Dieses Konzept wurde 
bereits in den ‘60er Jahren in Großbritannien 
und in den ‘70er Jahren in Frankreich prak- 
tiziert. "Integration und Kon- s 
trolle" geht davon aus, daß die 
Integration (auf die Problemati- 
sierung der Idee, die hinter In- 
tegration steht verzichte ich an 
dieser Stelle) von bereits im 
Land lebenden "AusländerIn- 
nen" nur möglich ist, wenn die 
Einwanderung streng kontrol- 
liert wird. Einerseits stützt sich 
"Integration und Kontrolle" auf 
die Thesen von der Toleranz- 
schwelle, andererseits auf kul- 
turrassistische Überlegungen. 
Beide Thesen werden in Öster- 
reich seit Jahren von der FPÖ 
gepusht und sind jetzt offen- 
sichtlich Grundkonsens. "To- 
leranzschwelle" heißt, daß nur 
eine bestimmte Prozentzahl von 
"AusländerInnen" in einem be- 
stimmten Bereich akzeptabel 
ist, um soziale oder ökonomische Probleme 
zu vermeiden. Beliebte Beispiele dafür sind 
Schulen, deren Niveau sinken soll, wenn 
mehr als ??% Kinder ohne österreichischen 
Reisepaß am Unterricht teilnehmen, Bezirke 
in denen angeblich die Lebensqualität sinkt 
und die Kriminalität steigt, wenn die Anzahl 
der "AusländerInnen" zu hoch ist oder - 
derzeitiger Favorit - die Arbeitslosigkeit, für 
deren Steigen die Anzahl, der im Land leben- 
den "AusländerInnen", verantwortlich ge- 
macht wird. Auffällig ist, daß die Toleranz- 
schwelle bei abnehmender Attraktivität von 
Berufen steigt. So hat sich meines Wissens 
noch nicht einmal die FPÖ über den hohen 
"AusländerInnenanteil" bei Reinigungsfir- 
men oder im Tourismus (Die FPÖ ist eine 
heftige Befürworterin des Saisoniermodells) 
erregt. (Einem Artikel aus der Presse dürfen 
wir aber entnehmen, daß es Firmen gibt, die 
ihre Gebäude nicht von "AusländerInnen" 


reinigen lassen wollen. Die Reinigungsfirma 
International Service Systems (ISS)- der 
Marktführer in Österreich - kommt derarti- 
gen Wünschen "natürlich" nach) 

Die "Toleranzschwellenthese" wird ger- 
ne mit kulturrassistischen Vorstellungen ver- 
knüpft, wie sie z.B. Lothar Höbelt (FPÖ-Hi- 
storiker, Aula Schreiber, Referent bei den 
"Offenhauser Kulturtagen" und bei der 
"Österreichischen Landsmannschaft", Fest- 
schriftschreiber zum 75. Geburtstag von Otto 
Scrinzi) bei der Sendung "Zur Sache" prä- 
sentieren durfte. Diese gehen davon aus, daß 


Menschen, die in einem bestimmten Gebiet 
("Kulturraum") leben eine bestimmte "Kul- 
tur" haben. Benachbarte "Kulturen" kom- 
men nach diesen Thesen noch so halbwegs 
miteinander aus, Menschen aus "fernen Kul- 
turen" können aber nicht integriert (FPÖ 
:assimiliert) werden, weil mensch seine/ ihre 
"Kultur" - ähnlich einer Tätowierung - nie 
wieder los wird. Höbelt meinte z.B., daß 
Menschen aus benachbarten Ländern durch- 
aus zur Arbeit in Österreich herangezogen 
werden sollten, es aber nicht angeht Arbeits- 
kräfte aus Anatolien nach Österreich zu ho- 
len. 

Die Toleranzschwelle ist also nicht bei 
allen " AusländerInnen" gleich hoch, sondern 
hängt von der "kulturellen Distanz" ab. 
Wenn die Toleranzschwelle überschritten 
wird, funktioniert die Integration nicht mehr, 
weswegen die Einwanderung zu kontrollie- 
ren ist. Damit sind wir wieder bei "Integra- 
tion und Kontrolle". Die österreichische Va- 


riante, die, wie nicht anders zu erwarten, 
zumindest was die Integration betrifft wenig 
konsequent ist, schaut ungefähr folgender- 
maßen aus: 

Menschen ohne österreichischen Reise- 
paß, die bereits längere Zeit hier leben und 
halbwegs integriert sind, sollen "menschli- 
cher" behandelt werden, als Preis dafür wer- 
den die Grenzen für alle anderen, wenn es 
nicht gerade "Schlüsselarbeitskräfte" wie 
z.B. russische Langläufer sind, dicht ge- 
macht. Innenminister Schlögl:" Wir müssen 
alles tun, um die Menschen, die legal hier 


leben und nicht österreichische Staatsbürger 
sind, zu integrieren. Das sind 60.000 bis 
70.000 Menschen - das hat eine ungemeine 
Sprengkraft (interessante Wortwahl; Anm. 
Tb)...Die Neuzuwanderung soll nur mehr 
äußerst restriktiv sein. 

Alle Parteien von FPÖ bis Grüne und 
Liberale bekennen sich grundsätzlich zu die- 
sem Modell, wenn sie auch an einzelnen 
Punkten Kritik üben. Therezija Stoisits hat 
bei "Zur Sache" entschieden bestritten für 
offene Grenzen zu sein und eventuelle Befür- 
worterInnen gleich als realitätsfremd abqua- 
lifiziert. Entsprechend sieht die Kritik der 
Grünen an der Regierungspolitik dann aus. 
Kritisiert wird nicht das Konzept selbst, son- 
dern die Höhe der Quoten, frei nach dem 
Motto: Darf’s ein bisserl mehr sein. Der 
Unterschied zur FPÖ ist, daß die Grünen 
wenigstens für eine weitgehende Gleichbe- 
rechtigung der Nicht-EU-AusländerInnen 
eintreten, und damit den Schwerpunkt auf 


WEVJZHÄ plus 72 - Seite 9 


RASSISMUS 


Integration legen. wohingegen die FPÖ für 
Kontrolle eintritt. 

Doch auch Haider redet in letzter Zeit 
nicht mehr nur von "InländerInnen", die von 
neuen ZuwandererInnen vom Arbeitsplatz 
verdrängt würden. sondern erwähnt fast je- 
desmal auch die lange in Österreich leben- 
den, integrierten "AusländerInnen", die von 
den neuen ZuwandererInnen verdrängt wür- 
den. Statt "darf’s ein bisserl mehr sein" heißt 
es bei der FPÖ "es muß ein bisserl weniger 
sein”. 

Dieses allgemeine akzeptieren von "Inte- 
gration und Kontrolle" heißt nichts anderes, 
als daß sich die Vorstellung. die " Auslände- 
ıInnen" im Allgemeinen oder - in der ge- 
mäßigt-rassistischen Variante - die Zahl der 
in Österreich anwesenden "AusländerInnen" 
seien an Problemen wie Arbeitslosigkeit, 
Wohnungsmangel etc. schuld, durchgesetzt 
hat. Nicht der Kapitalismus oder die Regie- 
rungspolitik sind an Arbeitslosigkeit oder 
Wohnungsmangel schuld, sondern die An- 
wesenheit von (zu vielen) Menschen ohne 
österreichischen Reisepaß ist das Übel das es 
zu bekämpfen gilt. In Frankreich hat die 
Formel "Integration und Kontrolle" zu einer 
entscheidenden Rassisıerung des Einwande- 
rungsdiskurses beigetragen. "Sie (die For- 
mel) verknüpfte Vorstellungen von ethni- 
schem Gleichgewicht, sozialem Zusammen- 
halt und nationaler Homogenität zu einem 
neuen Konsens, ohne daß die rassistischen 
Grundannahmen dieses Ansatzes offiziell an- 
erkannt werden durften." (Maxım Silver- 
mann. Rassismus und Nation) 

Von Regierungsvertretern wird die 
"neue" Politik als "fair" (Schlögl) und "ehr- 
lich" (Khol) bezeichnet. Bei dem ganzen 


Mi 3 


Integrationstrara sollte mensch nicht überse- 
hen, daß der Schwerpunkt eindeutig auf Kon- 
trolle und nicht auf Integration liegt. Die 
60.000 "AusländerInnen" die in Österreich 
leben, aber keine Beschäftigungsbewilligung 
haben (20.000 davon würden jetzt eine Be- 
schäftigungsbewilligung benötigen), sollen 
z.B. erst in den nächsten fünf bis sieben 
Jahren, und keineswegs sofort eine Arbeits- 
genehmigung erhalten. Die anderen "In- 
tegrationsmaßnahmen" werden wahrschein- 
lich auch nicht über die Änderung einiger 
Fristen hinausgehen. 


ÖVP vs. FPÖ: Kampf 
der Rassistinnen 


Eine neue Qualität in Sachen Rassismus 
stellen die jüngsten Vorschläge der ÖVP im 
Kampf um rassistische WählerInnen dar. 
Ging es bisher hauptsächlich darum Nicht- 
ÖsterreicherInnen so effizient wie möglich 
auszubeuten und so rechtlos wie möglich zu 
halten, sind die neuen Vorschläge kaum noch 
mit irgendwelchen nicht vorrangig -rassisti- 
schen Argumenten (z.B. wirtschaftlichen) in 
Verbindung zu bringen. Hier geht es nur 
mehr darum die eigene Politik den miesesten, 
rassistischen Vorurteilen einer potentiellen 
WählerInnenschaft anzupassen. Fast un- 
glaublich ist, mit welcher "Begründung", 
diese Vorschläge präsentiert werden. 

Die Vorreiterrolle durfte der ÖAAB- 
Chef Fasslabend übernehmen: Er schlägt 
"wegen der angespannten Lage am Arbeits- 
markt" vor arbeitslo- 
sen "AusländerInnen" 
einige Monatsbezüge 
Arbeitslosengeld 
"zum Abschied" in die 
Hand zu drücken. 
Fasslabend besitzt 
noch die Unverfroren- 
heit die Deportation 
als human zu bezeich- 
nen, weil die "Rück- 
kehrprämie" in der 
- Türkei ein höhere 
Kaufkraft hätte, als in 
Österreich. ÖVP-Klu- 
bobmann Khol will 
> "arbeitsunwillige 
| Neo-Gastarbeiter" 
ebenfalls deportieren, 

weil das geltende Auf- 
; enthalts- und Beschäf- 
tigungsgesetz für die- 
se eine Goldgrube ist. 
- Außerdem will er die 
StaatsbürgerInnensc 
haft generell erst nach 
acht Jahren Schufterei 
verleihen, weil diese 
"Millionen" wert ist. 

Die FPÖ muß sich 
inzwischen schon 


ziemlich anstrengen, um mit ihren Stellung- 
nahmen, die Nase vorne zu behalten. Der 
Grasser-Vorschlag Öffentliche Bauaufträge 
nur mehr an Firmen zu vergeben, die keine 
"Nicht-EU-AusländerInnen" beschäftigen. 
kann es mit der ÖVP aber immer noch auf- 
nehmen. Ziemlich interessant sind die Reak- 
tionen auf den Vorschlag. Viele Reaktionen 
bemängeln die "Wirtschaftsfeindlichkeit" 
(Rauch-Kallat: "wirtschaftspolitische Pein- 
lichkeit", Klima: "wirtschaftlich völliger Un- 
sinn") des Vorschlages, woraus geschlossen 
werden darf, daß Rassismus o.K. geht, wenn 
er nur wirtschaftlich genug ist. Lore 
Hostasch ist wenigstens ehrlich genug, sich 
im Hinblick auf die eigene Politik, nicht 
künstlich zu entrüsten und meint: "Bei Ar- 
beitsbewilligungsverfahren für Ausländer 
wird ohnehin zuerst geprüft, ob inländische 
Kräfte verfügbar sind." 


Die SPÖ ist auch 
dabei 


Fairerweise muß mensch zugeben, dal 
die SPÖ mit ÖVP und FPÖ durchaus in der 
selben Liga mitspielen kann, wenn sie nur 
will. Peter Kostelka: "Ich halte es für einen 
bestechenden Gedanken, wenn man Men- 
schen, die in Österreich keine Chance auf 
einen Arbeitsplatz haben, die Möglichkeit 
gibt, mit einem Startkapital in Bosnien ihr 
Leben zu gestalten." Der Betrag soll "groß 
genug sein, daß er einen Anreiz darstellt." 
Das "Angebot" an die BosnierInnen soll eine 
Art Modellversuch sein, der bei Gelingen auf 
alle arbeitslosen "Ausländerinnen" ausge- 
dehnt werden kann. 

Einigen in der SPÖ war es dann aber doch 
zu unangenehm plötzlich Vorschläge unter- 
stützen zu müssen, die normalerweise von 
der FPÖ kommen und Entrüstung verlangen. 
Der steirische Landtagsklubchef Kurt 
Flecker: "Wenn diese Aktionen nur der Be- 
friedigung der FPÖ-Klientel dienen, gereicht 
das der SPÖ nicht gerade zur Ehre. Das 
bringt uns eher auf die Ebene Haider’schen 
Gedankenguts." 

Inzwischen hat die SPÖ ihre Argumenta- 
tionslinie ein wenig verändert und ist auch 
von der "Rückkehrprämie" (zumindest was 
die Wortwahl betrifft) wieder abgegangen. 
Statt Vorteile für den österreichischen Ar- 
beitsmarkt steht. jetzt die Wiederaufbauhilfe 
in Bosnien argumentativ im Vordergrund. 
(Das Arbeitsplatzargument kann bei passen- 
der Gelegenheit immer noch ausgepackt wer- 
den.) i 

Das wird aber nichts daran ändern, daß 
die bosnischen Flüchtlinge, wenn am ersten 
September die Aufenthaltsfrist endet, ziem- 
lich unter Druck stehen werden, Österreich 
"freiwillig" zu verlassen. (Re-)Integrati- 
onsangebote wird es ab 15.März für Bosnien, 
nicht aber für Österreich geben. Dann wird 
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es sich für die Regierung bezahlt machen, die 
BosnierInnen bei ihrer Einreise nach Öster- 
reich dazu gedrängt zu haben, keinen Asy- 
lantrag zu stellen bzw. diesen zurückzuzie- 
hen oder einen Rechtsmittelverzicht zu unter- 
schreiben, um dafür eine Aufnahme in die 
Bund-Länder Aktion für de-facto Flüchtlinge 
zu erhalten. Die rechtliche Ansprüche von 
Konventionsflüchtlingen stehen den de-facto 
Flüchtlingen nicht zu. 

Einer Deportation steht rechtlich nichts 
im Wege. 


Der neue Eiserne 
Vorhang 


28 Milliarden Schilling haben die EU- 
Staaten in den letzten drei Jahren in den 
Ausbau der Außengrenzen investiert. Minde- 
stens 200 Menschen (wahrscheinlich sind es 
noch viel mehr) sind seit 1993, nach Schät- 
zungen der europäischen Flüchtlingsorgani- 
sation UNITED, beim Versuch die EU- 
Außengrenze zu überqueren, ums Leben ge- 
kommen. 

In Österreich wurde die Größe der 
Grenztruppe erst vor kurzem um weitere 400 
Soldaten erhöht. Nach Inkrafttreten des 
Schengener Abkommens am 27. Oktober 
werden 2500 Beamte (geplanter "Vollstand" 
3000 Beamte) und 2000 Soldaten die Grenze 
zu Tschechien, der Slowakei, Ungarn und 
Slowenien bewachen. Der Sachaufwand 
(Nachtsichtgeräte, Wärmebildüberwachung, 
CO>-Geräte etc.) für die Grenzgendarmerie 
ist mit 1,5 Milliarden Schilling veranschlagt. 
590 Millionen kosten die neuen EDV-Ein- 
richtungen. 

In Deutschland wurde der Grenzschutz 
seit dem Fall der Mauer von 24.000 auf 
40.000 Personen aufgestockt. In den Mittel- 
meerländern werden die Grenzen von der 
Marine oder paramilitärischen Spezialeinhei- 
ten gesichert. 

Bei all diesen Maßnahmen kann es eigent- 
lich niemanden wundern, daß sich die Hilfe 
zur illegalen Grenzüberquerung zu einem 
Geschäftszweig entwickelt hat. Die einfache 


Erkenntnis, daß die "Schlepperei" nur exi- 
stieren kann, weil es die Abschottungspolitik 
der EU-Staaten gibt und ihr mit einer Ände- 
rung dieser Politik die Existenzgrundlage 
entzogen wäre, liegt zwar eigentlich auf der 
Hand, ändert aber nichts daran, daß die 
neuen Superbösen nicht die EU-PolitikerIn- 
nen, sondern die "Schlepper" sind. Am 1.Juli 
übernimmt Österreich den Vorsitz der 
Schengen-Staaten. In den nächsten Wochen 
wird eine Delegation des Exekutivrates der 
Schengen-Staaten die österreichischen EU- 
Außengrenzen inspizieren und anschließend 
entscheiden, ob Österreich ins Schengenland 
aufgenommen wird. Daß es gerade in den 
letzten Tagen einer relativ großen Zahl von 
MigrantInnen gelungen ist, unentdeckt durch 
Österreich zu reisen ist deswegen angeblich 
"peinlich" (Standard). 


Das Asylgesetz wird 
weiter verschärft 


Seit der Kalte Krieg vorbei ist, sehen die 
westlichen Staaten offensichtlich keinen Be- 
darf mehr, Flüchtlingen ein Recht(!) auf Asyl 
zu gewähren. In Österreich wurde das Asyl- 
gesetz bekanntlich 1992 verschärft und 
mensch kann behaupten, daß es seither kein 
Recht mehr auf Asylgewährung gibt. Die 
Asylgewährung ist vielmehr zum Lotterie- 
spiel verkommen. Anscheinend gibt es aber 
immer noch gewisse Rechte für Asylwerbe- 
rInnen, die beim neuen Asylgesetz abge- 
schafft werden können. Es ist geplant Asyl- 
werberInnen dazu zu bringen schon an der 
Grenze ihren Asylantrag zu stellen und sie, 
falls der Antrag "offensichtlich unbegründet" 
ist oder wenn die "Drittlandklausel" zutrifft, 
sofort abzuschieben. Eine Berufungsmög- 
lichkeit gegen diese Entscheidung soll es 
nicht(!) geben. Um es nicht so aussehen zu 
lassen, als würden die Flüchtlinge völlig der 
Willkür des Bundesasylamtes ausgeliefert 
sein, soll das UN-Flüchtlingshochkommissa- 
riat in die Entscheidung irgendwie eingebun- 
den werden. Es scheint überhaupt eine neue 
Taktik zu sein, zu versuchen, die ein- 
flußreichsten KritikerInnen in das Verfahren 
einzubinden und ihnen damit die Kritikmög- 
lichkeit zu nehmen. Im Bereich Schubhaft 
scheint es bei vielen Flüchtlingshilfsorgani- 
sationen nur mehr darum zu gehen, unter 
welchen Bedingungen sie die Betreuung der 
Insassen übernehmen und nicht mehr, um 
eine grundsätzliche Kritik an der Schubhaft 
selbst. In Niederösterreich und in Tirol sind 
neue Schubgefängnisse in Planung. (Mehr 
zum neuen Asylgesetz in einem der nächsten 
TATblätter.) 


% 


Bücher aus dem Trotzdem %Verlag 
Michail Bakunin 


Gott und der Staat 
Diese 1870 entstandene Schrift Bakunins ist 
eine der wenigen vollständigen Schriften, 
die ein Bild von Bakunins anarchistischen 
Auffassungen entwerfen, in deren Mittel- 
punkt eine gesellschaftliche Entwicklungs- 
theoriesteht, die auf eine "vernünftige" Ge- 
sellschaft der Freiheit und Gleichheit hin- 
ausläuft. Religion und Staat sind dabei not- 


“ Iwendige Zwischenstufen im menschlichen 


Entwicklungsprozeß, die es zu überwin-den 
gilt, um ein "wahres Menschsein" erst zu 
ermöglichen. 19,80 DM. 


Wolfgang Haug & Michael Wilk: 


Der Malstrom 
Aspekte anarchistischer Staatskritik 
Die Herausgeber gehen der Frage nach, wie 
hat sich der Staat verändert? Wie muß eine 
anarchistische Staatskritikdaraufreagieren? 
Wie kann eine Theorie die Binnenstrukturen 
von Macht sichtbar und bekämpfbar machen? 
Woliegen die Möglichkeiten für dasSystem 
zur Vereinnahmung von Opposition und 
warum? WelcheReaktionsweisen bietensich 
an, um auf den "soften" Staat, der über Ver- 
einzelung regiert, zu antworten? 100S., 16.- 


Mike Achbar (Hg.): 
Noam Chomsky 
Wege zur intellektuellen 
Selbstverteidigung 


In einer eindrucksvollen Montage von Bil- 


triert sich, wie der.gleichnamige Film , auf 
Chomskys Medienanalyse innerhalb demo- 
kratischerGesellschaften, deren Bürgernicht 
durch rohe Gewaltkontrolliert werden, son- 
dern subtileren Methoden ideologischer 
Kontrolle ausgesetzt sind. Schockierende 


Kritik an den Meinungsmachern. Chomsky 
will die Leser ermutigen, sich dieser syste- 
matischen Desinformation zuentziehen. Die 
von ihm vorgeschlagene Methode nennt er 
"intellektuelle Selbsiverteidigung”. 
Die Kamera des Films und das Buch folgen dem 
unermildlichen Aktivisten auf seinen Vortrags- 
reisen durch Nordamerika, Japan und Europa. 
Übersetzung: Helmut Richter 
300 S., Buchpreis: 39.-, Video: 49,95 DM 
Trotzdem Verlag, PF 1159, 


D-71117 Grofenau/ Württ. 
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Moslems als Öko-Noxe (Teil 2) 


Im zwanzigsten Wiener Gemeindebezirk haben sich (siehe Tatblatt 70) alle im Bezirksrat 
vertretenen Parteien gegen die Einrichtung eines islamischen Kulturzentrums und einer 


Moschee ausgesprochen. 


TATblatt 

In einem gemeinsamen Beschluß aller 
Parteien haben sich die Brigittenauer Be- 
zirksvertreterInnen Ende Jänner gegen die 
Einrichtung einer Moschee und eines Kultur- 
zentrums in einem ehemaligen Fabriksgebäu- 
de ausgesprochen. Die Projekte, so die Ar- 
gumentation, verschärfen die Parkplatzsitua- 
tion des Bezirks und schaffen zusätzlichen 
Zubringerverkehr, der den BewohnerInnen 
der Umgebung nicht zugemutet werden kön- 


zirkszeitung. 

Unter dem Titel "Die Grünen berichten" 
war zu erfahren, daß es "vernünftige Grün- 
de" gebe, die gegen das geplante Zentrum 
sprächen. So sei es etwa in der betroffenen 
Gegend "besonders am Abend schwer, einen 
Parkplatz zu finden". Außerdem würde die 
"Abgas- und Lärmbelästigung" verschärft. 
Die Ablehnung des Zentrums sei nicht gegen 
die moslemische Bevölkerung gerichtet, "wir 
hätten auch abgelehnt, hätte es sich beispiels- 


auf die im Bezirk bereits vorhandenen Mo- 
scheen. Tatsächlich gibt es mehrere: Eine 
Albanische, eine Ägyptische und noch ein 
paar andere. Ebenso gibt es aber mehrere 
islamische Denkrichtungen und noch viel 
mehr Sprachen, derer sich Moslems bedie- 
nen. 

Die Forderung, die Menschen mögen 
sich mit dem bereits vorhandenen zufrieden 
geben, entspricht der Forderung, Protestan- 
tInnen, KatholikInnen und etwa Mormonin- 


ne. Außerdem wünsche sich die 
Bevölkerung eine Auflockerung 
der Bebauungsdichte; kurz: ge- 
rade dort, wo Kulturzentrum 
und Moschee geplant sind, solle 
ein Park hin. 

Vom einstimmigen Be- 
schluß der Bezirksvertretung 
bestärkt wandte sich die Be- 
zirksvorstehung höheren Orts 
mit der Bitte, doch nach geeig- 
neten Auslegungen des Verwal- 
tungsrechts zu suchen, mit de- 
nen beide Projekte verhindert 
werden könnten. Diese Suche 
scheint inzwischen erste Früchte 
zu tragen: Im Rathaus, berich- 
tet der Bezirksvorsteher im Be- 


Unsere Zu- 
stimmung zum 
Antrag gegen 
das geplante 
„Islam-Zen- 
trum” hat an- 
scheinend 
mancherorts 
für Verblüffung gesorgt. Offen- 
sichtlich hat man von uns als 
kleine Oppositions-Fraktion er- 
wartet, auf jeden Fall dafür zu 


un Allan. daenn Annanan 


hindern, ihren Glauben auszu- 


üben - wir hätten auch abge- 
lehnt, hätte es sich beispiels- 


weise um ein Kino-Center ge- 


handelt. Ich möchte aber sehr 
wohl erwähnen, daß es gerade 
in diesem Bezirksteil etliche Mo- 
scheen gibt und ein Angebot sei- 
tens des Bezirkes-besteht, einen 
Ersatzstandort für ein Konferenz- 
zentrum zu finden. Was den Pro- 


jektträger, den islamischen Ver- 
rin ATID annaht cind eirh nirht 


aus bezirkszeitung brigittenau, Nr. 3/1997 


nen oder Zeugen Jehovas sollten in 
einem einzigen Gebetshaus ihrem 
Glauben nachgehen. Der Gedan- 
ke, Moslems aus dem Kosovo und 
aus der Türkei sollten generell in 
derselben Moschee Gottesdienste 
abhalten, trägt, auf katholische 
Verhältnisse umgelegt, deutlich 
präkonziliare Züge” und würde 
zuallererst von KatholikInnen, die 
sich bei den Grünen engagieren, 
empört zurückgewiesen werden, 
Schließlich ist noch die Frage 
aufzuwerfen, mit welcher Berech- 
tigung "uns InländerInnen" die 
Rolle der antifundamentalistischen 
SittenwächterInnen zukommen 
sollte, wie es die Bripittenauer 


zirksjournal, werde gerade ge- 
prüft, ob nicht auch GebetshausbetreiberIn- 
nen die Schaffung einer, der erwarteten Be- 
sucherInnenmenge entsprechenden, Park- 
platzzahl aufgetragen werden könne. Bisher 
ging mensch, aus dem Grundrecht der freien 
Religionsausübung abgeleitet, davon aus, das 
Gebetshaus-BetreiberInnen von der Erfül- 
lung jener spezifischen Verwaltungsvorga- 
ben, die nicht auf die Gewährleistung der 
körperlichen Sicherheit von Menschen (etwa 
bezüglich, des Bauzustandes der Gebäude) 
abzielten, als befreit anzusehen seien. 

Die Verpflichtung, Parkplätze zu schaf- 
fen, würde selbstverständlich das ganze Pro- 
jekt zu Fall bringen. 

Faktum ist: Die BezirkvertreterInnen der 
Brigittenau wünschen sich die Veränderung 
bisher als allgemein gültig angesehener und 
bereits oftmals angewandter Verfahrenswei- 
sen, um Kulturzentrum und Moschee verhin- 
dern zu können. 

Ärger ausgelöst hat diese Darstellung der 
spezifischen Brigittenauer Religionspolitik 
bei den Brigittenauer Grünen, die (siehe 
TATblatt 70) in einem Halbsatz als Unter- 
stützerInnen des Bezirksbeschlusses erwähnt 
wurden. Neben der ganz persönlichen Form 
des Ärger-Rauslassens offenbarte er sich 
auch in Form einer Stellungnahme einer Grü- 
nen Bezirksrätin in der Brigittenauer Be- 


weise um ein Kino-Center gehandelt". 
Außerdem gebe es "gerade in diesem Bezirk- 
steil etliche Moscheen". Und überhaupt wäre 
nicht klar, "ob es sich hier um einen funda- 
mentalistischen Verein handelt oder nicht". 

Ein "Bericht" der Grünen, der einiger 
Hinzufügungen bedarf. Etwa jenem, daß die 
Brigittenauer Grünen anläßlich der letzten 
Genmeinderatswahl die Forderung nach ei- 
nem Brigittenauer Kino in ihr Programm 
aufgenommen hatten; daß sie mehrmals die 
Verwandlung des letzten Brigittenauer Ki- 
nos, just im angesprochenen Bezirksteil ge- 
legen, in eine Videothek als Beispiel des 
kulturellen Verfalles der Brigittenau darge- 
stellt haben... 

Die Argumentation der Brigittenauer 
Grünen enthält jedoch nicht allein Unstim- 
migkeiten bezüglich ihres eigenen Pro- 
gramms, sondern auch einige hinterfragbare 
Schwerpunktsetzungen: Die Feststellung 
etwa, daß "Vindobona-, Volkshochschul- 
und TGM-Besucher"? bereits die Parkplatz- 
situation "schwierig" machen würden, 
drängt geradezu den Schluß auf, daß für 
andere, rein zufällig eben moslemische Park- 
platzsucherInnen, kein Platz mehr sei. Die 
Analogie zu gängigen rassistischen State- 
ments hat nicht das TATblatt erfunden. Min- 
destens ebenso befremdlich ist der Hinweis 


Grünen nahelegen, 

Der Charakter der spezifischen Briit- 
tenauer Religionspolitik ergibt sich aus der 
Antwort auf die Frage, ob das Verhalten der 
diversen Schoitls und Gneissers ein ebensol- 
ches wäre, wenn eine katholische Gruppie- 
rung, etwa die ebenfalls in fundamentalisti- 
schem Geruch stehende "Legio Marine", die 
Einrichtung eines Zentrums samt Gebets- 
raums beabsichtigen würde. Widerstand pe- 
gen das Projekt wäre mit Sicherheit nicht von 
der SPÖ, die als erstes gegen das Islamische 
Zentrum agiert hat, der ÖVP oder der FPÖ 
angeleiert worden. Und auch die Grünen 
hätten, auch wenn in ihren Reihen mit Sicher- 
heit scharfe ReligionskritikerInnen zu finden 
sind, wohl kaum einen lauten Protest von sich 
gegeben (geschweige denn einen inhaltlichen 
Zug vorgefunden, auf den sie hätten aufsprin- 
gen können). Die Frage nach der Schaffung 
von Parkplätzen wäre nie aufgeworfen wor- 
den. 

Die Entscheidung der Brigittenauer Be- 
zirksvertretung ist alles in allem nichts ande- 
res als ein Beispiel der Sogwirkung, die die 
rassistische Agitation der FPÖ (die in der 
Brigittenau ihr zweitbestes Wiener Bezirk- 
sergebnis erzielte) verursacht hat: Nach und 
nach orientiert sich Partei für Partei an den 
"Wünschen der BürgerInnen”, die, Wahler- 
folge der FPÖ und Umfragen belegen es stets 


WEVSJZIUÄ plus 72 - Seite 12 


GRÜNEISTREIKRUNDSCHAU 


aufs Neue, Aktionen gegen AusländerInnen 
zu goutieren. Ist es die Strategie der SPÖ, 
möglichst noch vor Auftreten der FPÖ klare 
Fakten zu schaffen (wie hier: das Projekt ist 
de facto tot), haben sich die Brigittenauer 
Grünen darauf verlegt, dasselbe Ziel mit 
einer vordergründig nichtrassistischen Argu- 
mentation zu verfolgen (wobei hier nicht 
behauptet werden soll, daß dies bewußt und 
absichtlich geschieht). Allgemein erhältli- 
cher, einschlägiger Literatur folgend ist es 
jedoch gerade ein wesentliches Merkmal ras- 
sistischer Handlungsmuster, die Änderung 
der "Spielregeln" (hier: der Verwaltungs- 
gepflogenheiten, die Einrichtung von Ge- 
betshäusern betreffend) als Mittel zur Ver- 
hinderung nicht genehmer Projekte sozial 
von der eigenen differenter Gruppen anzu- 
wenden (siehe etwa: Rommelspacher, Domi- 
nanzkultur). Genau dieses Merkmal scheint 
hier zuzutreffen. 

Den Grünen ist dabei nicht vorzuwerfen, 
diese auszulösen oder zu verschulden. Sie 
haben es aber jedenfalls unterlassen, der 


Durchsetzung der Dominanzkultur etwas 
entgegenzusetzen. 

Noch einmal zum Projekt an sich: Der 
Trägerverein des geplanten Zentrums ist an 
sich kein "fundamentalistischer" Verein, 
sondern eine Art Zweigstelle der türkischen 
Regierung. Er unterstützt massiv die autori- 
täre und chauvinistische Politik der Republik 
Türkei. In diesem Rahmen hat er auch keine 
Schwierigkeiten damit, seine Räumlichkei- 
ten rechtsextremistischen oder fundamentali- 
stischen Gruppen zur Verfügung zu stellen. 

Die hier im TATblatt -- einer dezidiert 
antireligiösen Zeitung -- formulierte Kritik 
richtet sich daher nicht in erster Linie gegen 
die Einschränkung der "Religionsfreiheit", 
sondern gegen die Tendenz, sozial von der 
eigenen differenten Gruppen andere Spielre- 
geln befolgen zu lassen als "die eigene". 
Darüberhinaus sind die Mittel des Verwal- 
tungsrechts mit Sicherheit nicht geeignet, 
starre Weltsichten durchlässiger zu machen 
(gerade dann nicht, wenn die Weltsicht der 
Anwender kaum weniger starr ist als jene der 


Betroffenen). Gerade die im Grünen "Be- 
richt" indirekt angesprochene Angst vor Fun- 
damentalistInnen wird durch Separatgesetze 
nicht gemindert: Schließlich ist es gerade die 
feindliche Stimmung der westeuropäischen 
Bevölkerungen, die MigrantInnen "Re-isla- 
misiert"... 


Anmerkungen: 


1) Nach ultimativer Aufforderung seitens der Redaktion 
werde ich ab sofort nicht mehr so schreiben, daß ich "der 
einzige in der Redaktion (bin), der das versteht“ (Zitat am 
Plenum vom 27.2.1997). 

Noxe: (lat. Schaden), die, -n, Krankheitsursache, Stoff oder 
Umstand, der eine schädigende Wirkung auf den Organis- 
mus ausübt (Duden, Fremdwörterbuch, Mann- 
heim/Wien/Zürich *1982, 5.530) 

2) Vindobona: Veranstaltungslokal, Kabarettbühne, Lokal 
TGM: Technologisches Gewerbemuseum, eine Schule 

3) Im zweiten Vatikanischen Konzil wurde der verpflichten- 
de Lateinische Ritus im katholischen Gottesdienst abge- 
schafft, um den Gläubigen die Verfolgung des Gottesdien- 
stes in der eigenen Landessprache zu ermöglichen. Heute 
ist es ein Hinweis auf eine fundamentalistische, meist auch 
weit rechtsstehende Orientierung einer Gruppe, wenn sie 
auf den Lateinischen Ritus zurückgreift (etwa die Lefebri- 
sten, Opus Dei,....) 
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Unsere Streik-, Arbeitskampf- und soziale 
Auseinandersetzungsseite ... 


"Koordination" 


Nr. 41 6.3.1997 


Spanien: Fernfahrerin- 
nen fahren wieder 


Das Streikkommitee beschließt am 19.2. 
nach dreizehn Wochen ein Ende des Fernfah- 
rerInnenstreiks in Spanien (NZZ, 
20.2.1997). 


Frankreich: Busse fahren, 
Flieger stehen 


Am 20.2. führt in Frankreich ein PilotIn- 
nenstreik gegen Lohnkürzungen und Stellen- 
abbau zu erheblichen Behinderungen im In- 
landsflugverkehr. Hingegen wird nach 25 
Tagen der Streik um die 35-Stundenwoche 
und um den Ruhestand mit 55 Jahren im 
öffentlichen Nahverkehr in seinen Hochbur- 
gen in Toulouse, Nizza, Cannes, Sete und 
Clermont-Ferrand beendet (vgl. "Koordina- 
tion" Nr. 3, NZZ, 21.2.1997). 


Hohenems: Slalom 


Am 22.2. demonstriert die Belegschaft 
von Kästle in Hohenems gegen Produktions- 
verlagerungen und den Abbau von 80 der 160 
Beschäftigten (Standard, 24.2.1997). 


Wien: Ärztinnen vor 
Streik? 


Nachdem der Wiener Gesundheits- 
stadtrat Rieder die Verschärfung des ÄrztIn- 
nendienstrechts ankündigt, droht am 24.2. 
die SpitalsärztInnengewerkschaft mit Streik 
(Standard, 25.2.1997). 


Ungarn: Blockaden 


Am 24.2. beginnen KleinlandwirtInnen 
mit Blockaden des Verkehrs für eine Erhö- 
hung des steuerfreien Einkommens. Am 
25.2. werden die Blockaden verschärft. Die 
BäuerInnen betonen, daß ihre Forderungen 
"unpolitisch" sind (sie wollen nicht von der 
konservativen Kleinlandwirtepartei verein- 
nahmt werden), inzwischen entwickeln sich 
die Auseinandersetzungen zu einer Kampa- 
gne gegen den Sparkurs der "linken" Regie- 
rung Horn (NZZ, 26.2.1997). 


Südkorea: Streik 


Am 28.2 befolgen in Südkorea Zehntau- 
sende einen Streik gegen die neuen Arbeits- 
gesetze, zu dem der nichtzugelassene Ge- 
werkschaftsverband KCTU aufgerufen hat 
(Vgl. "Koordination" Nr. 2, Nr. 3, NZZ, 
1./2.3.1997). 130.000 beteiligen sich am 


Die Kolumne "Koordination* wird von der gleichnamigen 
Gruppe erstellt, die diese Zusammenstellung von Arbeits- 
kämpfen, sozialen Auseinandersetzungen und und und, 
quasi als eine Art Pressedienst zur Verfügung stellt. Kon- 
takt: a7620197@unet.univie.ac.at 


28.2.an einem neuerlichen Streik gegen die 
neuen Arbeitsgesetze, an die 100.000 betei- 
ligen sich an Demonstrationen in verschiede- 
nen Städten. Die KCTU ruft zu weiteren 
sit-ins in den Fabriken ab dem 3.3. auf 
(KCTU, 28.2.1997). 


Europa: keine Renaults 


Am 27.2. kündigt die Renaultführung die 
Schließung eines Werks und die Entlassung 
von über 3000 ArbeiterInnen bei Brüssel an. 
Daraufhin wird noch am selben Abend die 
Fabrik besetzt. Die BesetzerInnen wollen die 
Auslieferung von 4000 bereits fertiggestell- 
ten Wagen verhindern (NZZ, 1./2.3.1997). 
Am 3.3. demonstrieren die ArbeiterInnen im 
europäischen Viertel von Brüssel, die EU- 
Einrichtungen sind mit Stacheldraht abgerie- 
gelt. Am 7.3. ist ein nationaler Streiktag 
geplant, wo sich auch Beschäftigte in Frank- 
reich und Spanien beteiligen wollen (Stand- 
ard, 4.3.1997). Am 7.3. soll in allen Ren- 
aultwerken in Europa die Arbeit eine Stunde 
ruhen (Standard, 5.3.1997). Die französi- 
schen Gewerkschaften rufen zu Demonstra- 
tionen auf, u.a. weil auch in Frankreich 3000 
Stellen abgebaut werden (NZZ, 5.3.1997). 
1000 belgische Renaultbeschäftigte demon- 
strieren im französischem Douai, um Solida- 
rität mit den auch von Entlassung bedrohten 
KollegInnen zu bekunden (Standard, 
6.3.1997). 
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München 


Verbrechen der Wehrmacht 


Tausende AntifaschistInnen stoppten am 1. März den großangekündigten "Nationalen 
Widerstand" von Alt- und Neonazis gegen die derzeit im Münchner Rathaus weilende 


Wanderausstellung "Vernichtungskrieg - Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 19 


"Nach 


mehreren Kundgebungen und Demonstrationen zogen tausende AntifaschistInnen verbote- 
nerweise zum Ort der geplanten Abschlußkundgebung der von NDP und Jungen Nationalen 
organisierten Demonstration und zwangen die Rechtsextremistinnen so, ihre Veranstaltung 


verfrüht abzubrechen. 


TATblatt, Junge Welt, taz, comlink f 

Einem Aufruf des rechtsextremen "Frie- 
denskomitee 2000", bereits aus Anlaß der 
Ausstellungseröffnung am Abend des 24. 


Februars vor dem Rathaus auf dem Münch- 
ner Marienplatz zu demonstrieren, folgten 
nur ein paar hundert, vorwiegend über 60jäh- 
rige, Männer und Frauen. Auch deren Kund- 
gebung wurde jedoch von antifaschistischen 
DemonstrantInnen gestört. 


Die von NPD (Nationaldemokratische 
Partei Deutschland) und JN (Junge National- 


; RER a TR 


demokraten) für den Nachmittag des 1. März 
organisierte "Demonstration des Nationalen 
Widerstands" unter dem Motto "Unsere 
Großväter waren keine Verbrecher und wir 
sind stolz auf sie" (siehe auch voriges TAT- 


blatt) lockte hingegen rund 5.000, überwie- 
gend junge RechtsextremistInnen nach Mün- 
chen. Bei Kontrollen im Vorfeld beschlag- 
nahmte die Polizei neben verschiedenen Waf- 
fen auch zwei Tellermi- 
nen. 26 Neonazis wurden 
festgenommen. 


Bereits am Vormittag 
fanden drei Demonstra- 
tionen und Kundgebun- 
gen gegen den größten 
Nazi-Aufmarsch seit Be- 
stehen der Bundesrepu- 
blik Deutschland statt. 
Rund 7.000 Menschen 
folgten einem Aufruf ei- 
nes Bündnisses von über 
„ 40 Organisationen, trafen 
sich am Geschwister- 
Scholl-Platz und zogen 
von dort zur Feldherren- 
halle. Die Demonstration vereinigte sich un- 
terwegs mit einer von der ökologischen Lin- 
ken, der antifaschistischen Aktion München 
und anderen Gruppen organisierten Demon- 
stration. Die Zahl der TeilnehmerInnen 
wuchs auf über 10.000 an. Zeitgleich nah- 
men mehrere tausend Menschen am Platz der 
Opfer des Nationalsozialismus an einer 
Kundgebung von DGB und SPD teil. 


Während die Demon- 
strationsroute der Rechts- 
extremistInnen zur Feld- 
herrenhalle hätte führen 
sollen, allerdings nur bis 
zum Marienplatz geneh- 
migt wurde, hatten die Be- 
hörden den antifaschisti- 
schen DemonstrantInnen 
ihr geplantes Demonstra- 
tionsziel Marienplatz ver- 
weigert und sie zu einer 
Abschußkundgebung vor 
: der Feldherrenhalle ver- 
donnert. Letztendlich soll- 
te aber ohnehin alles an- 
ders kommen. 

Denn nach dem Ende der antifaschisti- 
schen Demonstration zogen tausende Teil- 
nehmerInnen weiter zum Rathaus und besetz- 


ten den Marienplatz. Die Polizei beschränkte 
sich darauf, einen Platz für rund 2.000 Men- 
schen freizuhalten. Für so viele Teilnehme- 
rInnen war der Nazi-Aufmarsch angemeldet 
worden. 

Da sich aber schließlich rund doppelt so 
viele RechtsextremistInnen wie angekündigt 
auf das Rathaus zubewegten, mußte deren 
Demonstrationszug vorzeitig gestoppt wer- 
den, so der Münchner Polizeichef, der im 
übrigen die Zusammenarbeit von Polizei und 
NPD ausdrücklich lobte. 

Eine direkte Konfrontation von Neonazis 
und AntifaschistInnen wurde durch die Poli- 
zei verhindert bzw. in Konfrontationen von 
DemonstrantInnen und PolizistInnen umge- 
wandelt. Insgesamt wurden, laut Polizeian- 
gaben, 43 RechtsextremistInnen und 33 Lin- 
ke festgenommen. Die Polizei ist in ihrem 
Pressebericht aber "guter Dinge, mit Hilfe 
unserer Videoaufzeichnungen noch weitere 
Straftäter aus dem linksextremen Spektrum 
zu überführen." 
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BLICK NACH RECHTS 


Berlin: 
Nach Anschlag auf 
linken Buchhändler 


TATblatt, taz E 

Die Waffe, mit der der PDS-nahe Berliner 
Buchhändler Klaus Baltuschat vor wenigen Wo- 
chen angschossen und schwer verletzt wurde (sie- 
he voriges TATblatt), ist mit der beim Mord auf 
einen Lübecker Polizisten verwendeten ident. Die 
Lübecker Staatsanwaltschaft hält es daher für sehr 
wahrscheinlich, daß der unter dem Verdacht des 
Polizistenmordes inhaftierte Rechtsextremist Kai 
Diesner für beide Anschläge verantwortlich ist. 

Diesner gab an, Anhänger des Klu-Klux-Klans 
zu sein. Er soll jedoch, Pressemeldungen zufolge, 
auch ehemaliges Mitglied der "Nationalen Alter- 
native", der 1990 gegründeten und 1993 aufgelö- 
sten, ersten offiziell rechtsextremen Partei der 
DDR, sein. Als NA-Mitglied hatte er auch Kon- 
takte zu führenden Neonazi-Kadern aus DA (Deut- 
sche Alternative), GdNF (Gesinnungsgemein- 
schaft der Neuen Front). VAPO u.v.a. Später trat 
er zusammen mit Arnulf Priem und den "Vanda- 
len". sowie den Gruppen "Weißer arischer Wider- 
stand" und der NSDAP/AO in Erscheinung. Er 
war bereits einmal zu einer Geldstrafe verurteilt 
worden, nachdem er 1994 aus einer Kundgebung 
anläßliches des Todestages von Hitler-Stellvertre- 
ter Hess heraus linke GegendemonstrantInnen tät- 
lich angegriffen hatte. 

1996 gestand schon ein anderes Mitglied der 
NSDAP/AO vier Morde bzw. Totschläge: Tho- 


mas Lemke. Dieser gab damals an, vom nordi- 
schen Gott Odin geleitet worden zu sein. 

Für die Behörden handelt es sich sowohl bei 
Diesner als auch bei Lemke um Einzeltäter. "Es 
passiert gelegentlich, daß sich in der Neonaziszene 
Psychopathen herumtreiben", so der stellvertre- 
tende Brandenburger Verfassungsschutzchef Mil- 
bradt. Er will auffälligen Neonazis über V-Leute 
den Rat geben, sich in therapeutische Behandlung 
zu begeben. Sonst ließe sich da leider nichts ma- 
chen. 

Über den Gesundheitszustand von Klaus Baltu- 
schat ist uns nichts konkretes bekannt. Angeblich 
mußte ihm ein Arm oder Bein amputiert werden. 
Er ist allerdings außer Lebensgefahr. 


Hamburg anno 1997: 
Schwarzer erstochen - 
bedingte Haftstrafe 


TATblatt, taz 

Ursprünglich war der 54jährige weiße Hambur- 
ger Bauingenieur Winfried Sch. freigesprochen 
worden, nachdem er 1993 den in Gambia gebore- 
nen Kolong Jamba in der Hamburger S-Bahn er- 
stochen hatte. Denn schließlich hatte er sich durch 
die Anwesenheit von Jamba in seinem Erste-Klas- 
se-Abteil gestört gefühlt, und waren doch alle 
vorangegangenen Versuche, Jamba zu vertreiben, 
fehlgeschlagen. So hatte Sch. beispielsweise ver- 
sucht, durch mehrmaliges Öffnen des Fensters 
Jamba mit kalter Zugluft zu vertreiben. Nachdem 


Peru: 


Ehebereite Vergewaltiger? 


dies erfolglos geblieben war, nahm er sein Messer 
aus der Jacke, befestigte es sich am Gürtel und 
stellte sich drohend vor Jamba. Wenig später war 
Jamba tot. 

Für das in erster Instanz damit befaßte Hambur- 
ger Landgericht stellte dies einen glatten Fall von 
Notwehr dar. Sch. wurde freigesprochen. Der 
Bundesgerichtshof annullierte das Urteil jedoch, 
weil Sch. die Auseinandersetzung schuldhaft pro- 
voziert hatte, und außerdem vor seiner "Notwehr" 
vor der Abteiltür stehende Mitreisende um Hilfe 
rufen hätte können. 

Das am 3. März ’97 damit befaßte Stader Land- 
gericht kam nun zur Erkenntnis, daß Sch. wohl das 
Messer ziehen und darüber hinaus auch zustechen 
durfte, nicht allerdings in den Bauch. Daß der 
routinierte Hobbyjäger Sch. zielsicher so zugesto- 
chen hatte, daß Jamba sterben mußte, ging dem 
Landgericht denn doch zu weit. Es entschied auf 
Totschlag, allerdings in einem minder schweren 
Fall. 

Sch. wurde zu zwei Jahren Haft auf Bewährung 
verurteilt. Zudem muß er 6.000 DEM an eine 
Hilfsorganisation zahlen. Er ließ über seinen An- 
walt mitteilen, daß er sich durch das Urteil unge- 
recht behandelt 
fühle. 


% 


BUICK NACHNOGHZE 


In Peru gehen Frauen in die zweite Runde, um ein umstrittenes Gesetz abzuschaffen, das 
denjenigen Vergewaltigern Straffreiheit in Aussicht stellt, die sich mit ihren Opfern vermäh- 
len. Selbst für den Fall, daß eine Frau von mehreren Männern vergewaltigt wird, sieht das 
Strafgesetzbuch Straffreiheit vor, wenn die Heirat mit einem der Täter zustandekommt. 


IPS, TATblatt £ 

Eine Bestimmung, die das Opfer in eine 
eheliche Gemeinschaft mit seinem Täter 
presse, komme einer zweiten Vergewalti- 
gung gleich, erklärte die Vorsitzende der 
Vereinigung für mentale Gesundheit von 
Frauen. Marta Rondon. Damit werde der 
Frau jede Möglichkeit genommen, die erlit- 
tene Schmach zu überwinden. 

Komme aus einer solchen Verbindung 
ein Kind hervor, sei das zweite Opfer gebo- 
ren. Nicht nur die Mutter lehne den unge- 
wollten Nachwuchs ab, auch bei Familie und 
Freunden sei die Abneigung groß. Ange- 
sichts dieser traurigen Realität müsse ein 
Schwangerschaftsabbruch bei Vergewalti- 
gungen möglich sein. 

Randon unterstützt einen zweiten Ver- 
such der Frauenkommission, Perus Parla- 
mentarierInnen dafür zu gewinnen, diese 
Verfügung aus dem Strafgesetzbuch zu ent- 
fernen. Am 10. Dezember letzten Jahres 
erteilten ihr die Abgeordneten jedoch eine 


Absage. 

‘Die Ehe mache den Fehler wieder gut 
und stelle die Ehre der vergewaltigten Frau 
wieder her", sagte einer der Abgeordneten. 

Der gleichen Meinung war auch der Par- 
lamentarier Aldo Estrada. Er berief sich auf 
die Tradition peruanischer Ureinwohner, die 
ihre Frauen angeblich durch eine Vergewal- 
tigung an sich banden. 

‘So will es der alte Brauch: Die Männer 
beobachten die Frauen auf den Feldern und 
vergewaltigen sie. Das war der Beginn einer 
in der Regel stabilen Partnerschaft, die wir 
als Abgeordnete zu schützen haben", betonte 
Estrada. “Wir müssen Heiraten fördern und 
den Schutz der Familien gewährleisten." 

Die Redakteurin der Kulturzeitschrift 
Chirapac, Tarcila Rivera, wies die Argumen- 
tation des Parlamentariers als falsch zurück. 
Im Rahmen von ’Servinacuy’, der Ehe auf 
Zeit, hätten Perus Indianerinnen immer die 
Möglichkeit gehabt, die Verbindung zu lö- 
sen. Mit Vergewaltigung habe dieser Brauch 


nicht das Geringste zu tun gehabt. 

Zweifellos habe es auch unter Indianern 
Vergewaltiger gegeben, führte die indigene 
Journalistin aus. Ihre Existenz dürfe aber 
nicht dazu führen, das Unrecht als Bestand- 
teil der sozialen Norm zu betrachten. 

Vergewaltigungen sind Verbrechen, die 
im Leben einer Frau schlimme Spuren hin- 
terlassen, prangerte auch die Vorsitzende der 
Frauenkommission, Beatriz Merino, an. Aus 
diesem Grund kann die Schuld des Täters 
nicht einfach durch eine Heirat mit dem 
Opfer gesühnt werden. 

“Ich appelliere an alle BürgerInnengrup- 
pen, die für die Rechte der Frauen eintreten, 
an alle Peruanerinnen und die gesamte bür- 
gerliche Gesellschaft, ihre Kräfte zu mobili- 
sieren, um bei den Abgeordneten das Be- 
wußtsein für das Unrecht zu schaffen, das 
Frauen durch Vergewaltigungen zugefügt 
wird, betonte Merino. 
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BLICK INS GRÜNE 


380 kV 
Stromautobahn in 
Österreich 


Wie aus der E-Wirtschaft zu hören ist, 
mehren sich die Anfragen ausländischer 
EVU über freie Leitungsquerschnitte bei der 
geplanten österreichischen 380 kV- Ringlei- 
tung. Die Pläne, Österreich zu einer Strom- 
drehscheibe auszubauen, liegen auf dem 
Tisch. Ende Jänner erklärte der Aufsichts- 
ratsvorsitzende des deutschen Stromgiganten 
Viag AG, Jochen Holzer, zu dessen Konzern 
das Bayernwerk gehört, bei einem Vortrag 
in Nürnberg: "Wir verfolgen nun das Ziel, 
zusammen mit der EdF (Anmerkung: 
Electricit& de France, französischer Strom- 


RL | 
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monopolist) und der österreichischen Elek- 
trizitätswirtschaft eine Südschiene aufzubau- 
en, die zu einer bedeutenden europäischen 
Drehscheibe für Strom werden könnte." 
Was ist das? Es kostet viel Geld und 
Landschaft, vermindert die Chancen einer 
ökologischen Energiepolitik und konterka- 
riert die Bemühungen einer dezentralen, er- 
neuerbaren Stromversorgung. Bingo! 


Mit dem Bau der Burgenland-Leitung 
und der Fertigstellung des 380-kV-Rings ins- 
gesamt werden die freien Übertragungskapa- 
zitäten erheblich ausgeweitet. Aufgrund der 
Liberalisierung der EU-Strommärkte besit- 
zen aber auch andere Stromproduzenten und 
Großabnehmer einen gesetzlich verbrieften 
Anspruch, freie Leitungskapazitäten nützen 
zu dürfen (Netzzugang für Dritte). Und 
durch die EU-Transitrichtlinie sowie die 
Energiecharta gilt dies auch für EVU und 
Verbraucher aus den osteuropäischen Re- 
formstaaten. 

Was wird also passieren? Die Stromtran- 
site insbesondere in Ost-West-Richtung wer- 
den erheblich zunehmen. Ausländische EVU 
werden verstärkt auf den österreichischen 
Markt drängen. Die inländischen Großhan- 
delspreise werden nicht zuletzt aufgrund der 
wettbewerbsverzerrenden Stromerzeugung 
in Atomkraftwerken unter Druck geraten. 


Schön für die stromintensive Grundstoffin- 
dustrie. Schlecht für die Stromerzeugung aus 
dezentralen, erneuerbaren Energien. 
Schlecht für Österreichs Bemühungen, ein 
kernkraftfreies Mitteleuropa zu schaffen. 
Statt den Ausstieg zu beschleunigen, werden 
mit Milliardeninvestitionen neue Absatz- 
märkte für Atomstrom aus Ost und West 
geöffnet. Wahrlich eine durchdachte Strate- 
gie. 


Atomkraft für 
Bulgarien? 


Die Atomindustrie will die Fertigstellung 
eines AKW in Belene durchsetzen. Doch 
Bulgarien braucht den Strom nicht. Umfang- 
reiche Potentiale für Energiesparen und Al- 
ternativenergie liegen brach. 

Nichts geht mehr - so drastisch könnte die 
bulgarische Wirtschaftslage zusammenge- 
faßt werden. Umso erstaunlicher ist es, daß 
die Finanzierung eines neuen Reaktorblocks 
mit 1000 MW im bulgarischen Atomkraft- 
werk Belene quasi außer Streit steht. Ein 
Konsortium aus russischen und westeuropäi- 
schen Banken und Firmen ist interessiert, 
Finanzierung und Ausführung des Vorha- 
bens zu übernehmen. Denn dabei geht es um 
viel Geld. 

Doch was haben die Menschen in Bulga- 
rien davon? Noch mehr Schulden, ein größe- 
res Sicherheitsrisiko und - zuviel Strom. Die 
Valutenreserven des Landes liegen unter 500 
Millionen US-Dollar, die Nationalökonomie 
ist praktisch bankrott. Analysen der Energie- 
situation in Bulgarien zeigen, daß das Maxi- 
mum an Leistung 1989 benötigt wurde. Seit 
damals sinkt - auch wegen der Wirtschafts- 
krise - die Nachfrage. 

"Laut einem parlamentarischen Beschluß 
aus 1991, ist der weitere Ausbau der Kern- 
kraft nicht zulässig", stellte zwar der jetztige 
Energieminister Bulgariens, Georgi Stoylov 
kurz vor seiner Ernennung im Gespräch mit 
der "Energiewende" klar. Doch das Argu- 
ment der AKW-BefürworterInnen, die Ver- 
sorgungssicherheit sei gefährdet, genügte, 
um die AKW-Pläne spruchreif werden zu 
lassen. Bereits vor 2005, rechneten die Be- 
treiber vor, werde das Maximum der nach- 
gefragten Leistung von 1989 überschritten 
sein. Zahlen der Opposition zeigen hingegen, 
daß die derzeit verfügbare Leistung für den 
Bedarf der kommenden 15 Jahre ausreichen 
wird. 

Nach Betreiberangaben ist der neue 
Block zu etwa 40 Prozent fertiggestellt. Die 
Fachzeitschrift "nucleonic weeks" berichtet, 
daß fast alle großen Komponenten wie Reak- 
tordruckbehälter, Dampferzeuger und Kühl- 
mittelpumpen von Skoda bereits ausgeliefert 
wurden. Die bereits erfolgten Investitionen 
werden auf 1,3 Milliarden US-Dollar ge- 
schätzt, weitere 700 Millionen Dollar soll die 
Fertigstellung kosten. Doch diese Berech- 


nung sei, so Stoylov, irreführend: Die bereits 
erfolgten Investitionen können nicht in US- 
Dollar zum heutigen Kurs berechnet werden, 
da es seit damals starke Kursänderungen gab. 
Außerdem wurden die bereits installierten 
Komponenten noch von der Sowjetunion und 
ihren damaligen Satellitenstaaten geliefert 
und gar nicht in Dollar bezahlt. Wenn schon 
Kostenvergleiche angestellt werden, müßten 
vergleichbare WWER-1000-Reaktoren wie 
etwa Temelin oder ukrainische AKW als 
Basis genommen werden. Diese zeigen, daß 
Belene weit mehr als 700 Millionen Dollar 
verschlingen würde. 


Baubeginn für die 
Stromautobahn? 


Die Versuche der Verbundgesellschaft, 
ihren 380 kV-Leitungsring fertigzustellen, 
sorgen für Aufregung. Im Burgenland steht 
der Baubeginn angeblich kurz bevor. Für die 
Trasse in der Steiermark wurde nun wieder 
eine neue Variante erarbeitet, die bekannten 
"Widerstandsnestern" ausweicht, Ähnlich 
geht die Verbundgesellschaft im Pinzgau 
vor: Dort weicht sie aus dem Talboden in den 
Wald aus, um den aufkeimenden Widerstand 
zu unterlaufen. Die Umweltinitiative Virus 
hat nunmehr zur Unterstützung des Wider- 
standsgeistes ein Poster im Asterix-$til zum 
Thema Stromautobahnen herausgebracht, 
das um 60.- Schilling im WUK-Umweltbüro, 
1090 Wien, Währingerstraße 59, Tel. 
4026955, Fax. 4032737 erhältlich ist, 


Verwirrung um 
Euratom-Abstimmung 


Nachhaltige Verwirrung stiftet die ÖVP 
bei ihren Versuchen zu erklären, warum sie 
den Antrag zur Reform von Euratom im 
Europäischen Parlament abgelehnt hat. Hätte 
sie zugestimmt, wäre dies ein wichtiger Bei- 
trag zur Beendigung der Atomförderung 
durch Euratom gewesen. ÖVP-Abgeordne- 
ter Paul Rübig behauptete, das "delegati- 
onsintern abgestimmte Verhalten" sei "die 
einzig mögliche Vorgangsweise im Sinne der 
Sicherheit der österreichischen Bevölke- 
rung" gewesen. Er vermutete hinter dem 
Antrag sogar Bestrebungen der Atomindu- 
strie. Marilies Flemming meinte, der Antrag 
sei "für die Jettitant" gewesen. Andere ÖVP- 
Abgeordneten hingegen gaben gegenüber 
Regionalzeitungen zu, es habe sich "um ein 
Versehen gehandelt" oder sie hätten sich 
"wegen der Abstimmungsmaschinerie ver- 
griffen." Grün-Menschdatar Anschober er- . 
suchte nun Rübig "mit freundlichen Grüßen" 
um "aufklärende Worte". (energiewende 
1/97) 
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Zweieinhalb Jahre nach dem zapatistischen Aufstand in Chiapas ist in Mexiko im Juni 1996 
eine weitere Befreiungsarmee an die Öffentlichkeit getreten: die EPR - Ejercito Popular 
Revolucionario (Revolutionäre Volksarmee). Im August 1996 führten verschiedene Einheiten 
der EPR koordinierte Aktionen in 4 Bundesstaaten durch. Kasernen und Polizeistationen 
wurden angegriffen, darunter jene im prominenten TouristInnenort Acapulco (siehe auch 
TATblatt plus 65). In den darauffolgenden Monaten setzte eine Repressionswelle des Staates 
gegen vermutete Sympathisantinnen der EPR ein. Dutzende linke Aktivistinnen wurden 
verhaftet. Armeeeinheiten durchkämmten immer wieder Dörfer in den südlichen Bundes- 
staaten. Die EPR führte seit August 1996 keine offensiven Aktionen gegen Staatsorgane mehr 
durch. Jedoch werden immer wieder bewaffnete Propagandaaktionen gestartet. 

Das folgende Interview mit Vertreterinnen der EPR führten Personen von der Mexiko-Soli- 
darität in Wien, während einer Reise durch Mexiko. 


Wir dokumentieren dieses Interview ohne jegliche Kürzungen oder Änderungen, auch wenn 


wir damit teilweise inhaltliche Probleme haben. Wir überlassen es also vorerst mal voll und 
ganz euch, eine Meinung zu bilden ... 


*** TATblatt Originaltextservice *** TATblatt Originaltextservice *** TATblatt Or 


Interview mit der EPR 


Mexiko-Solidarität: Wann, wie und aus wel- 
chen Gründen wurde das EPR gegründet. 

EPR: Das EPR trat erstmals am 28 Juni 
1996 hervor. Doch sein Ursprung liegt im 
30jährigen Widerstandskampf des mexikani- 
schen Volkes. Der eigentliche Akt der Grün- 
dung fand am 18. Mai 1994 statt. Es kämpft 
dafür, die Nation vom mexikanischen Unter- 
drückerstaat zu befreien. Es hat sich den 
Kampf für eine neue Regierung, eine neue 
Verfassung, eine wirtschaftliche Neuord- 
nung und eine wirkliche Republik für alle 
Mexikaner zum Ziel gesetzt. 


Mexiko-Solidarität: Ist ein friedlicher Wan- 
del möglich? 

EPR: Wir glauben, daß unter den gegen- 
wärtigen Umständen ein friedlicher Weg 
nicht gangbar ist. Es ist nicht möglich, da die 
mexikanische Regierung - weit davon ent- 
fernt, eine grundlegende Lösung für die na- 
tionalen Probleme zu finden - , wie immer, 
auf einen militärischen Ausweg setzt. Wir 
glauben nicht an den Willen und Bereitschaft 
der Regierung, die Probleme mit denen wir 
alle konfrontiert sind, zu lösen. Das ist der 
Grund, warum nach einer längeren Periode 
des Widerstandes wieder ein bewaffneter 
Konflikt entstanden ist. Er ist das als Ergeb- 
nis der Koordinierung von mehreren poli- 
tisch-militärischen Gruppen, die im Laufe 
der Zeit in einem Klima der Repression, des 
Elends, des Hungers, des Verschwindenlas- 
sens, der Folter gegen die Kämpfer für die 
Rechte der mexikanischen Massen entstan- 
den sind. Das EPR ist nicht außerhalb der 
Legalität. Es versucht die Legalität in unse- 


rem Land wieder herzustellen, die durch den 
mexikanischen Staat gebrochen wurde. 


Mexiko-Solidarität: Welche Beziehungen 
strebt ihr mit dem EZLN an? 

EPR: Wir glauben, daß es Beziehungen 
des Respekts und der Brüderlichkeit sein 
müssen. Wir glauben, daß die Mexikaner und 
ihre demokratischen und revolutionären Or- 
ganisationen, legale sowie geheime, derzeit 
außerordentliche Anstrengungen machen 
müssen, ihre Kräfte in einer einheitlichen 
Führung zu koordinieren und zu vereinen. 
Nur gemeinsam können sie ihr Ziel errei- 
chen, als Teil eines einheitlichen Prozesses. 
In diesem Sinn war die Haltung des EPR 
gegenüber dem EZLN von Anfang an eine 
des Respekts. 


Mexiko-Solidarität: 1997 wird es wichtige 
Wahlen im D.F. (=Mexico City) und für den 
Kongreß geben. Was ist dabei die Position 
des EPR, vor allem was die PRD, die Partei 
von Cardenas auch keine betrifft? Hofft das 
EPR auf einen Sieg der PRD oder sind für 
das EPR diese Wahlen unwichtig? 

EPR: Das EPR stand nie am Rande und 
nahm auch nie eine gleichgültige Position 
gegenüber den Wahlen ein, die seit das EPR 
entstanden ist in Guerrero, in D.F. und in 
Hidalgo, stattgefunden haben. Wir können 
nicht indifferent gegenüber Wahlen sein, da 
wir diese für ein Mittel halten, die soziale 
und historische Kraft aufzubauen, die die 
Nation vom Unterdrückerstaat befreien wird. 
Ein Mittel, nicht das einzige. In diesem Mo- 
ment zeigt sich, daß die bewaffnete Selbst- 


verteidigung, der Kampf um soziale Forde- 
rungen, der gewerkschaftliche Kampf ande- 
re, sehr wichtige Mittel darstellen. Wir als 
mexikanische Revolutionäre müssen in der 
Lage sein, die beiden Wege zu verbinden, 
um die Veränderungen, die unser Land 
braucht, zu erreichen. In diesem Sinn glau- 
ben wir, daß der Kampf bei Wahlen eine 
Rolle spielen kann, wenn er mit den histori- 
schen Zielen des mexikanischen Volkes ver- 
bunden ist. 


Mexiko-Solidarität: Was sind die entschei- 
denden sozialen Kräfte in der demokrati- : 
schen Volksrevolution in Mexiko? 

EPR: Natürlich glauben wir, daß die Ar- 
beiterklasse, die Bauernschaft, die Volksmas- 
sen, die indigenen Völker eine entscheidende 
Kraft sind. Dennoch meinen wir, daß es heute 
ein wichtiges Phänomen gibt, das mit der wirt- 
schaftlichen Globalisierung und der Diktatur 
des Finanzkapitals in der ganzen Welt zu tun 
hat. Nämlich daß auch die kleine und mittlere 
Industrie ruiniert wird, und die auch eine der 
sozialen Kräfte in den notwendigen Verände- 
rungen in unserem Land darstellt. In diesem 
Sinn glauben wir, daß in diesem Moment der 
Kampf in Mexiko alle ehrlichen, patriotischen 
Kräfte einschließen muß, die bereit sind, mit 
ihrer Kraft in die Richtung der sozialen Verän- 
derung zugunsten des gesamten mexikanischen 
Volkes zu wirken. 


Mexiko-Solidarität: Entwickelt sich die de- 
mokratische Volksrevolution in der Perspek- 
tive des Sozialismus oder ausschließlich in 
der eines demokratischen Wandels der inner- 
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halb der kapitalistischen Produktionsverhält- 
nisse verbleibt? 

EPR: Wir glauben, daß wir in Mexiko 
unmittelbar einen demokratischen, revolutio- 
nären Wandel brauchen. Für das EPR muß 
dieser Prozeß letztendlich die Perspektive 
des Sozialismus haben. Trotzdem glauben 
wir, daß wir im Moment alle Kräfte verbin- 
den müssen, um den Weg für eine Phase des 
Übergangs frei zu machen, der uns 
erlauben wird, den Schritt, den Sprung 
zum Sozialismus zu machen. Einen So- 
zialismus, der notwendigerweise demo- 
kratisch und kritisch ist, im Sinne der 
Analyse der Fehler, die zum Scheitern 
der Sowjetunion und der Staaten des 
sozialistischen Ostens geführt haben. 


Mexiko-Solidarität: Eine revolutionäre, 
demokratische Regierung wäre sicher 
gezwungen, den NAFTA-Vertrag zu 
brechen. Ist im Rahmen einer solchen 
Perspektive eine bewaffnete Antwort 
der USA möglich? 

EPR: Wir glauben, daß es notwen- 
dig ist, eine neue Beziehung zu diesen 
Mächten und Ländern herzustellen, im 
besonderen mit den USA und Kanada. 
Wir schließen nicht aus, daß die USA, 
Kanada oder andere imperialistische 
Mächte versuchen werden, die demo- 
kratischen und revolutionären Verände- 
rungen, die unser Land braucht, zu 
verhindern. Dennoch ist unsere Positi- 
on, daß die Veränderungen, die in Me- 
xiko derzeit passieren, Veränderungen 
sind, die in ganz Lateinamerika vor sich 
gehen. Die wirtschaftliche Globalisierung 
und die Diktatur des Finanzkapitals haben 
auch den Widerstand der Arbeiterklasse, der 
indigenen Völker und der Volksmassen 
globalisiert, sowie die Hoffnung in einen 
Wandel, der unmittelbar demokratischen und 
revolutionären Charakter haben wird, und in 
weiterer Perspektive zum Sozialismus führen 
wird. 


Mexiko-Solidarität: Die revolutionäre Bewe- 
gung in Europa fragt sich, was die militäri- 
sche Strategie des EPR ist. Ist es ein Fokis- 
mus guevaristischen Typs oder die Konzepti- 
on des Verlängerten Volkskriegs entspre- 
chend der chinesischen Erfahrung? 

EPR: Weder die eine noch die andere 
Strategie. Wir glauben, daß das mexikani- 
sche Volk wie auch die Völker ganz Latein- 
amerikas eine eigene Strategie ausarbeiten, 
die an die Charakteristika ihrer Länder ange- 
paßt ist. In Mexiko verstehen wir den bewaff- 
neten Kampf derzeit als eine Art der Selbst- 
verteidigung und einen Hebel für den politi- 
schen Kampf, um das gesamte mexikanische 
Volk in den Kampf für die Eroberung der 
wirtschaftlichen, sozialen und politischen 
Ziele einzubinden und so eine Lösung für die 
bedrückenden Bedingungen zu finden, in de- 
nen es derzeit leben muß. 


Mexiko-Solidarität: Was erwartet ihr Euch 


von der antiimperialistischen Bewegung in 
anderen Ländern und vor allem in Europa? 

EPR: Wir erwarten natürlich die Solida- 
rität der antiimperialistischen Weltbewegung 
und das Verstehen der Phänomene, mit denen 
die Völker Lateinamerikas konfrontiert sind. 
Nur auf diese Weise können unsere Erfah- 
rungen genutzt werden. Unsererseits versu- 
chen wir die Erfahrungen jener, die in Euro- 


pa gegen die Diktatur des Finanzkapitals 
Widerstand leisten, zu nutzen. 


Mexiko-Solidarität: Um genauer auf die Ge- 
schichte des EPR einzugehen - was ist Eure 
Einschätzung der Erfahrungen der politisch- 
militärischen Gruppen in Mexiko, vor allem 
der Guerilla von Genaro Vazquez und Lucio 
Cabanas? Auf welche ideologische Tradition 
stützt ihr Euch? 

EPR: Die Erfahrungen des Professor 
Lucio Cabanas in den Bergen von Guerrero 
ist sehr wichtig für alle bewaffneten Bewe- 
gungen in Mexiko, vor allem am Land. Die 
PDLP ist eine der Gruppen, die zur Entste- 
hung des EPR und vor allem der PDPR 
beigetragen hat. Denn es handelt sich nicht 
nur um eine rein militärische Struktur, son- 
dern auch um eine Parteistruktur, die die 
Aufgabe der Analyse unserer nationalen Rea- 
lität hat, um die geeignetsten Alternativen für 
das Erreichen der Ziele, die wir uns gestellt 
haben, zu finden. In diesem Sinne haben wir 
die Ideen der PDLP aufgenommen, wie auch 
die strategischen und taktischen Konzeptio- 
nen anderer politischer Gruppierungen wie 
etwa der PROCUP, der ORAP und anderer, 
die heute das EPR und unsere Partei stärken. 


Mexiko-Solidarität: In Europa zirkulierte die 
Nachricht, daß Genossen aus dem EZLN 
ausgeschlossen worden sind und einige da- 
von sich dem EPR angeschlossen haben. Ist 


das richtig? 

EPR: Nein, das ist nicht passiert. Wir 
glauben, daß in der revolutionären Bewe- 
gung in Mexiko neue Fragen und Schwierig- 
keiten aufgetreten sind. Es gibt eine Neuord- 
nung der Kräfte. Aber es gibt derzeit keine 
Gruppen oder Teile des EZLN, die im EPR 
kämpfen. Wir haben jedoch die Sympathie 
und Solidarität vieler politischer Gruppen 


und sozialer Sektoren, die anfänglich ihre 
Solidarität dem EZLN gaben und sie ihm 
auch heute noch geben, jedoch auch das EPR 
unterstützen und mit ihm solidarisch sind. 


Mexiko-Solidarität: Es gibt soziale Organi- 
sationen, die mißtrauisch gegenüber den Ver- 
handlungen zwischen der Regierung und dem 
EZLN sind, da erstere die Militarisierung 
und Unterdrückung nicht gemäßigt hat. Was 
ist Eure Position zu diesen Verhandlungen? 

EPR: Wir glauben, daß der Verhand- 
lungsprozeß und der Dialog nicht den Frie- 
den gebracht hat und auch nicht die Ursachen 
verändert hat, die zur Entstehung des EZLN 
geführt haben. In diesem Sinne glauben wir, 
daß verschieden soziale Sektoren und politi- 
sche Gruppen eine unmittelbare Lösung für 
ihre Forderungen sehen wollen. Wir glauben 
jedoch, daß angesichts der politischen Bedin- 
gungen in Mexiko, eine unmittelbare Lösung 
nicht möglich ist. Sie wird möglich sein, nur 
möglich sein, wenn alle Organisationen, be- 
waffnete und nicht bewaffnete, eine gemein- 
same Strategie finden, die uns erlaubt, eine 
Einheitsfront gegen die Diktatur der 
Staatspartei, die Diktatur des Finanzkapitals 
und die wirtschaftliche Globalisierung zu er- 
reichen, die diese extreme soziale Ungleich- 
heit und wachsende Ungerechtigkeit in unse- 
rem Land geschaffen haben. 


Mexiko-Solidarität: Ihr schlagt also die Ein- 
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heit der bewaffneten Organisationen vor. 
Habt ihr diesen Vorschlag gegenüber dem 
EZLN gemacht?. Und was war dessen Positi- 
on? 

EPR: In allen unseren politischen Doku- 
menten haben wir auf die Notwendigkeit der 
Einheit aller demokratischen und revolutio- 
nären Kräfte hingewiesen. Wir glauben, daß 
das EZLN eine andere Strategie hat, die sie 
alleine, nur auf sich gestellt, verfolgt. Es hat 
das auch öffentlich kundgetan. Wir glauben, 
daß dies in gewissem Sinn ein Problem ist, 
daß wir Revolutionäre in Mexiko lösen müs- 
sen. Wir müssen die Fähigkeit haben, Struk- 
turen zu entwickeln, die uns die kollektive 
Analyse und Diskussion ermöglichen und in 
diesem Sinne einer starken politischen Bezie- 
hung zum Durchbruch zu verhelfen, ausge- 
hend von der Definition gemeinsamer Ziele, 
nicht nur für jede einzelne Organisation, 
sondern für das gesamte mexikanische Volk. 


Mexiko-Solidarität: Gibt es strategische und 
militärische Differenzen zwischen dem EPR 
und dem EZLN im bezug auf die Konzeption 
von Marcos über den Wandel und den revo- 
lutionären Kampf in Mexiko? 

EPR: Wir glauben, daß Differenzen kla- 
rer Weise existieren müssen. Aber diese 
Differenzen dürfen die revolutionären Kräfte 
nicht spalten. Ich bestehe darauf, daß wir in 
der Lage sein müssen, die Differenzen zu 
diskutieren, damit nicht Formeln und Sche- 
men die revolutionären und demokratischen 
Kräfte trennen. Und daß uns die Ziele einer 
in der ersten Phase demokratischen und re- 
volutionären Veränderung in unserem Land 
einen. 


Mexiko-Solidarität: Es scheint, daß gegen- 
wärtig die entscheidende Kraft im Kampf die 
Indigena-Gemeinden liegt. Wird die industri- 
elle Arbeiterklasse das Feld des Kampfes 
betreten und zu einer entscheidenden Kraft 
werden oder nicht? 

EPR: Wir glauben, daß die indigenen 
Völker nicht der "aktive Held" einer passiven 
Masse, die in den großen Städten konzen- 
triert ist, sein können. Dennoch ist es not- 
wendig zu verstehen, daß in Mexiko und 
Lateinamerika die politische Zeit der indige- 
nen Völker begonnen hat. In diesem Sinn 
waren sie und sind es immer noch eine sehr 
wichtige soziale und politische Basis für alle 
bewaffneten Bewegungen. Der Neboliberalis- 
mus, den die herrschende Klasse durchsetzt, 
bringt in den großen Städten eine neue Be- 
wegung der Arbeiterklasse und der städti- 
schen Massen mit sich. Daher gehen wir 
davon aus, daß mittelfristig die Teilnahme 
der Arbeiterklasse und verschiedener Sekto- 
ren der städtischen Massen im Kampf ein 
Teil der sozialen Wirklichkeit in unserem 
Land sein wird. Wir wollen darauf hinwei- 
sen, daß heute die Krise in Mexiko noch nicht 
an ihrem tiefsten Punkt angelangt ist. Wenn 
sie sich jedoch vertieft und materiellen Exi- 
stenzbedingungen extrem verschärft, vor al- 


lem die der Arbeiterklasse, sind die Anstren- 
gungen des EPR und der PDPR darauf ge- 
richtet, die Organisation und die politische 
Erziehung dieser Arbeiterklasse zu ent- 
wickeln. Wie am Land, so gibt es auch in der 
Stadt Einheiten des EPR. In den großen 
Städten sind es Einheiten von Organisatoren 
und politischen Erziehern in der Arbeiter- 
klasse und den städtischen Massen. Sie haben 
als Aufgabe, den Organisationsgrad und das 
politische Bewußtsein zu entwickeln, die für 
die Veränderungen in unserem Land notwen- 
dig sind. 


Mexiko-Solidarität: Ist die PDPR eine ein- 
heitliche Partei oder eine Föderation von 
politischen Kräften, die gegenwärtig in einer 
gemeinsamen Struktur kämpfen? 

EPR: Die Organisation, die die PDPR 
gegründet haben, haben sich in einer einheit- 
lichen Struktur organisiert, mit einer einheit- 
lichen Linie und einer einheitlichen Ideolo- 
gie. In diesem Sinne erlaubt sie uns die 
notwendige Einheit im Bezug auf die politi- 
schen Aufgaben, die jede Etappe des revolu- 
tionär-demokratischen Kampfes in unserem 
Land stellt. Gleichzeitig ist die PDPR aber 
Teil einer breiteren Bewegung, der revolu- 
tionär-demokratischen Bewegung des ge- 
samten mexikanischen Volkes. Die PDPR 
hat es sich also zur Aufgabe gemacht, politi- 
sche Vorschläge gegenüber den anderen re- 
volutionär-demokratischen Kräften, bewaff- 
net oder nicht bewaffnet, zu entwickeln, mit 
dem Ziel, in Mexiko wieder einen Rechts- 
staat herzustellen. Wir gehen davon aus, daß 
die Volkssouveränität - eines der historischen 
Lebenselemente der Ersten heute nicht mehr 
existiert, nicht respektiert wird. Deshalb hal- 
ten wir die Wiederherstellung der Volkssou- 
veränität für eines der politischen Ziele. Das 
heißt, daß das Volk die politische Macht in 
unserem Land ausüben soll und nicht nur eine 
regierende Elite, die sich auf Kosten des 
Elends der Massen bereichert. 


Mexiko-Solidarität: In Mexiko gibt es eine 
Vielzahl von bäuerlichen, gewerkschaftli- 
chen und politischen Organisationen. Doch 
die Koordinierung dieser scheint Schwierig- 
keiten zu machen. Was sind die Vorschläge 
des EPR und der PDPR, um die angespro- 
chene Einheitsfront herzustellen? Wie können 
das EPR und die PDPR in diesen Prozeß 
eingreifen? 

EPR: Unser Vorschlag an alle Kräfte ist, 
in einem ersten Schritt Kanäle für den ge- 
meinsamen Austausch von Standpunkten 
über unsere soziale Realität herzustellen. 
Diese Verbindungen haben den Zweck, eine 
politische Beziehung aufzubauen. Diese po- 
litische Beziehung wiederum eröffnet den 
Weg für eine revolutionär-demokratische 
Koordinierung aller Kräfte in Mexiko. Auf 
diese Weise können wir die Anstrengungen 
aller politischen Kräfte in eine gemeinsame 
Richtung lenken und damit die Zersplitterung 
verhindern. So können wir verhindern, daß 
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wir von grundverschiedenen und selbst sich 
widersprechenden politischen Visionen aus- 
gehen. Das wird das Resultat der Diskussio- 
nen, der Analysen aber vor allem der politi- 
schen Reifung der bewaffneten und nicht 
bewaffneten politischen revolutionären und 
demokratischen Kräfte sein. Diese Aufgabe 
war ein ständiges Ziel in mehr als 30 Jahren 
des Kampfes. Die PDPR ist das Ergebnis 
dieser Diskussion und Analyse von politi- 
schen Gruppen. Sie haben uns erlaubt, zu 
einer Einheit zu kommen. Wir glauben, daß 
diese Erfahrung wichtig sein kann und wir 
versuchen sie an andere Kräfte weiterzuge- 
ben, um eine weitere Koordinierung zu er- 
reichen. 


Mexiko-Solidarität: Wir möchten Euch im 
Namen unserer Delegation dafür danken, 
daß ihr uns diese Interview ermöglicht habt. 
Wir werden alles uns mögliche machen, um 
die Positionen des EPR innerhalb der Soli- 
daritätsbewegung bekannt zu machen und 
den Kampf gegen die Militarisierung, die 
Unterdrückung und Verfolgung der sozialen 
Kämpfer Mexikos in Europa zu stärken. 
EPR: Wir möchten unsere Anerkennung 
für die Anstrengungen, die Ihr macht, aus- 
drücken. In unserem Land versuchen wir 
heute, daß alle Kräfte im Kampf gemeinsam 
stehen, etwa das EZLN und das EPR. Wir 
glauben, daß es einen gemeinsamen Kampf 
geben muß. Gleichzeitig meinen wir, daß 
auch die Organisationen der Solidarität im 
Ausland diese Einheit im revolutionären Pro- 
zeß anstreben sollen, und nicht die Zersplit- 
terung und das Sektierertum. Wir glauben, 
daß angesichts des heutigen Panoramas der 
Diktatur des Finanzkapitals nicht nur das 
Elend, sondern auch der Widerstand der 
lateinamerikanischen und der Völker der 
Welt globalisiert hat. Wir beobachten auf- 
merksam das europäische Phänomen, wo es 
Millionen und Abermillionen Arbeitslose 


gibt. Dieses Phänomen existiert in Latein- 


amerika seit vielen Jahren. Die Politik der 
mexikanischen Regierung gegenüber den in- 
digenen Völkern ist eine Vernichtungspoli- 
tik. Denn die indigenen Völker sind nicht 
mehr nur eine industrielle Reservearmee, 
sondern eine "wegwerfbare" und "auslösch- 
bare" Masse. Das zeigt uns den Grad der 
Verrottung und des.Zerfalls des gegenwärti- 
gen Gesellschaftssystems. Unser Vorschlag 
in diesem Moment ist daher, daß die Völker 
und die revolutionären Bewegungen in der 
Lage sein müssen, das Finanzkapital zu un- 
terwerfen, seinen spekulativen Charakter zu 
zerschlagen, im Interesse der Bedürfnisse 
des gesamten Volkes, der Bedürfnisse der 
Menschheit. Denn entweder die Menschheit 
erobert ihre Souveränität oder sie geht mit 
der Diktatur des Finanzkapitals unter. 
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Mexiko, Jänner 1997 

Klandestine Revolutionäre Arbei- 
terpartei-Volksunion, Bewaffnete 
Revolutionäre Volksorganisation 
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VERSCHIEDENE 0. 00 0 Esez 
Jamaika - BäuerInnenaufstand gegen 
Zuckerunternehmen 


In Jamaika geht während der Erntesaison so manches Zuckerrohrfeld in Flammen auf. Die 
Brände entstehen nicht etwa durch Selbstentzündung oder menschliche Nachlässigkeit. 

Sie werden absichtlich gelegt. Damit üben die kleinen Bäuerinnen Rache an einem Zuckerfa- 
brikant, der sie für ein Butterbrot arbeiten läßt. 


ıPS, TATblatt 

In Westmoreland, der Anbauregion 
Nummer eins, haben seit November bereits 
über 200 Feuer gewütet, bei denen rund 
5.000 Tonnen Zuckerrohr abgebrannt sind. 
Das ist besonders schlimm angesichts der 
Tatsache, daß es der Zuckerindustrie in die- 
sem Jahr kaum gelingen wird, die Produktion 
merklich über der 200.000-Tonnen-Marke 
zu bringen. 3 

Im letzten Jahr erzielte die Branche noch 
238.000 Tonnen, was das beste Ergebnis seit 
16 Jahren war. Dennoch fielen die Devisen- 
einnahmen mit 100 Millionen US-Dollar ver- 
gleichsweise niedrig aus. Die "Sugar Com- 
pany Jamaica’ (SCJ) führt den Umstand dar- 
auf zurück, daß die Neubewertung des Jamai- 
ka-Dollar gegenüber der US-Währung der 
Zuckerindustrie Verluste in Höhe von 15,6 
Millionen US-Dollar bescherte. 

Die meisten der Feuer brannten auf den 
Feldern der SCJ, der die ’Frome’-Zuckerin- 
dustrie in Westmoreland gehört. 18.000 der 
30.000 Tonnen Zuckerrohr, die in Flammen 
aufgingen, waren im Besitz von Frome. Das 
Unternehmen bezieht 60 Prozent des Zucker- 
rohrs von KleinbäuerInnen, mit denen sie auf 


Vertragsbasis zusammenarbeitet. 

‘Was immer auch mit Frome passieren 
mag, es geschieht dem Unternehmen recht", 
lautet die lapidare Bemerkung des Kleinbau- 
ern Trevor Brown. Schließlich beute die 
Firma die Kleinbauern rücksichtslos aus. Ei- 
nige der BäuerInnen, die im letzten Jahr 
kaum Gewinn gemacht hätten, seien wohl der 
Meinung, sie hätten nichts zu verlieren, wenn 
sie ihre Felder anzündeten. 

’Ich kann mich nicht erinnern, wann wir 
überhaupt je in den letzten Jahren aus dem 
Geschäft mit .Frome passable Gewinne er- 
wirtschaftet hätten", meint auch der Bauer 
David Maragh. Er werde sich zwar nicht als 
Brandstifter betätigen, trage sich aber mit 
dem Gedanken, den Zuckerrohranbau aufzu- 
geben. 

“Es gibt eine Menge Ärger zwischen Fro- 
me und den Bauern", bestätigt auch Cleve- 
land Keddo, Vorsitzender der BäuerInnen- 
Vereinigung "Westend Cane Farmers As- 
sociation’ (WCFA). 

Der Haß auf Frome erklärt sich auch aus 
dem Umstand, daß das Unternehmen seinen 
VertragspartnerInnen Quoten auferlegt, mit 
denen sie nicht immer einverstanden sind. 


Claudia Rodriguez frei 


Seit mehr als einem Jahr saß Claudia Rodriguez Fernando, des Mordes 
angeklagt, im Gefängnis von Texoco, Mexico City. Sie hatte in Notwehr einen 
Mann, der sie vergewaltigen wollte, erschossen (s. TATblatt plus 70). Weltweit 
setzten sich Menschenrechts- und Frauenorganisationen für ihre Freilassung ein. 
In Wien etwa gab es am 7. Feber ’97, dem Tag der Anhörung Claudias, eine 
kurzfristig organisierte Kundgebung vor der mexikanischen Botschaft. 

Die internationalen Proteste haben gefruchtet: am 11. Februar wurde Claudia 


Rodriguez Fernando nach 1 Jahr und 1 Woche aus dem Gefängnis entlassen. Ein 


großer’ Erfolg, doch nach Ansicht der Frauenorganisationen nur ein halber: 
Claudia Rodriguez wurde zu 1 Jahren Haftstrafe verurteilt, weil sie "in der 
Notwehr mit einem Übermaß an Gewalt gehandelt" hätte. Ihre Freilassung 


erfolgte auf Bewährung. 


Die Frauenorganisationen verlangen die Sichtbarmachung von Gewalt an 
Frauen, ein klares und öffentliches Urteil gegen Männergewalt, die Anerkennung 
des Rechts auf Selbstverteidigung, Gerechtigkeit und Respekt für Frauen und in 
diesem Sinne auch die bedingungslose Freiheit für Claudia Rodriguez. 


Und dann hat der Betrieb in diesem Jahr 
begonnen, das auf seinen eigenen Feldern 
wachsende Zuckerrohr in der günstigsten 
Saison zu ernten, von Januar bis Mai. 

Währenddessen sollen die BäuerInnen ihr 
Rohr im regnerischen November und De- 
zember schneiden, was sich vor allem auf die 
Qualität der Ernte auswirkt - und die ist 
auschlaggebend für den Lohn. 

Ein anderes Problem der BäuerInnen ist, 
daß das Zuckerrohr spätestens 82 Stunden 
nach dem Abernten gemahlen werden muß, 
weil sonst Bakterien entstehen können, die 
der Qualität des Zuckers ebenfalls abträglich 
sind. Um Frome zu zwingen, ihre Ernte so 
schnell wie möglich zu mahlen, soll manch 
einE BäuerIn auch schon die eigenen Felder 
in Brand gesteckt haben. 

Zwar hätten auch in den vergangenen 
Jahren auf der Insel Feuer gewütet, doch sei 
es dieses Jahr besonders schlimm, berichtet 
Allan Rickards von der ’Sugar Industry Au- 
thority’ (SIA). Die BrandstifterInnen seien 
kurzsichtig, denn die Ernteausfälle nützten 
letzten Endes niemandem- vor allem wohl 
kaum den Profitraten seines Konzerns. 


%* 


Sehr geehrte Damen 
und Herren 


Grundsätzlich freut es uns 
natürlich, daß wir in Ihrem 
Blatt (TATblatt plus 41, S. 8) 
korrekt zitiert werden. Wir 
haben allerdings den Zusam- 
menhang zu dem vorangehen- 
den Artikel "Greenpiss & 
Co." nicht verstanden, denn - 


wie Sie wissen - sind wir weder "ÖkobürokratInnen" noch 
gedenken wir unsere potentiellen SpenderInnen zu beerben. 
Vielleicht war Ihrerseits auch kein Zusammenhang 


beabsichtigt, und die Plazierung ihres Zitats erfolgte aus 


%* 


gung. 


technischen oder gestalterischen Gründen. In diesem Fall 
erwecken Sie bei Ihren LeserInnen aber zumindest den 
Eindruck als hätten Sie die Südwind-Agentur unter Ver- 
dacht, obskure Projekte abzuwickeln. 

Da wir aus unseren Projekten kein Geheimnis machen 
und unsere Politik diesbezüglich transparent ist, möchten 
wir Sie gerne einladen, die laufenden Projekte kennenzu- 
lernen. Wir stehen gerne zu einem Gespräch zur Verfü- 


Mit freundlichen Grüßen ... 
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Verspätete Bemerkungen zur Anti-Kommers-Demo 
von einigen Frauen des autonomen FrauenLesben- 


MädchenPlenums 


Aus "innerorganisatorischen Grün- 
den", wie das so schön nichtssa- 
gend heißt, haben wir es bis jetzt 
nicht geschafft, eine Stellungnah- 
me zu verfassen. Einige meinten 
auch, daß es - wie die letzte Demo 
ja wieder gezeigt hat - wenig Sinn 
macht und zu kräfteraubend sei, 
sich mit den Gemischten, den Typs 
auseinanderzusetzen. Da uns aber 
zu Ohren kam, daß im folgenden 
nicht näher bezeichnete Ge- 
schichtsverfälscherInnen Gerüchte 
verbreiten, wonach es niemals ei- 
nen Angriff auf den autonomen 
FrauenLesbenMädchenBlock gege- 
ben hätte, oder wonach das ja alles 
nicht so dramatisch sei, oder wo- 
nach da "dumme Jungs" am Werk 
gewesen wären, die lediglich zuviel 
Alk intus hatten und ein bißchen 
"Spaß" wollten, halten wir es für 
dringend notwendig, einiges klar- 
zustellen. 


Die Demo stand bekanntlich unter dem 
Motto "Demonstration gegen den Aufmarsch 
der deutschnationalen Burschenschaften - 
Zerschlagt die nazionalen Männerbünde." In 
der Losung kommt schon klar raus, daß wir 
die Burschis nicht nur wegen ihres Deut- 
schnationalismus/Revisionismus bekämp- 
fen, sondern ebenso wegen ihrer strikt män- 
nerbündischen Struktur und ihres Antifemi- 
nismus. Unseres Wissens zum ersten Mal in 
der Geschichte wurde eine Antifa-Demo 
auch vom autonomen FrauenLesbenMäd- 
chen-Block (im folgenden aFLMBlock) an- 
geführt, und bestand die Demoleitung nur aus 
Frauen. Daß sich diese inhaltliche Schwer- 
punktsetzung in der traditionell nicht viel 
weniger männerbündisch organisierten Anti- 
faszene durchsetzen konnte, war für uns er- 
staunlich. Hat sich die Antifa-Bewegung "fe- 
minisiert"? Mensch muß wohl unterscheiden 
zwischen dem autonomen Vorbereitungs- 
plenum und 1000enden, die dann auf die 
Demos kommen. Auf ersterem waren die 
Gruppen versammelt, denen das martialische 
Auftreten der immer unter den gleichen ur- 
alten Parolen marschierenden Schwarzen 
Block-Chauvis ziemlich am Arsch gehen: 
Die ÖH zB, Mitorganisatiorin der Demo, die 
die Feminisierung ihrer Strukturen und In- 
halte auf ihre Fahnen geschrieben und eben- 
diese auch vom Vorbereitungsplenum einge- 
fordert hat. Oder die Rosa Antifa, die aus 
ebendiesen Überlegungen den Schwarzen 


Block zum Bunten Block umgemodelt hat. 
Die Demo selber geriet dann leider doch 
wieder zum Trauma. 


Wickel mit dem 
"patriotischen Block" 


Zu heftigen Diskussionen kam es in der 
Vorbereitung nur einmal, als nämlich Ver- 
treterInnen des parallel zu unserem (=ge- 
mischten, linksradikalen) stattfindenen Vor- 
bereitungsplenums - im folgenden: "bürger- 
liches Plenum" oder auch "patriotischer 
Block" - wenige Tage vor der Demo bei uns 
auftauchten mit dem unglaublichen Ansin- 
nen, auch den Cartellverband in die Demo- 
plattform mitaufzunehmen. 

Beim CV handelt es sich um einen Dach- 
verband katholischer Burschenschaften, die 
sich zT als antifaschistisch verstehen, und der 
seit kurzen auch eine eigene "Frauenschaft" 
beherbergt. Der CV ist eng mit der ÖVP 
verbandelt und stellt die wichtigste Seilschaft 
für angehende Führungskräfte im Staatsap- 
parat und in der Wirtschaft dar. Kennzeich- 
nend für den CV sind weiters seine männer- 
bündische Struktur und sein Österreich-Na- 
tionalismus. 

Wir versuchten den "Bürgerlichen" 
(KPÖ, GPA, VSStÖ usw) den Widersinn 
klarzumachen, der darin liegt, mit Nationa- 
listInnen gegen einen "Österreich-zuerst- 
Haider" - die Veranstaltungen der Burschis 
standen unter der Patronanz der FPÖ, die 
auch 300.000,- öS spendierte - und mit einem 
Männerbund gegen Männerbünde demon- 
strieren zu wollen. Leider hatten sie dafür 
wenig Verständnis, weil sie selber sich 
schließlich auch stolz zur österr. Nation be- 
kennen und ihnen männerbündische Struktu- 
ren ebensowenig fern liegen. (Der Streit ging 
so weit, daß die KPÖ ankündigte, den CV 
auf der Demo vor eventuellen Angriffen 
durch Antifas schützen zu wollen!) Die 
grundlegenden Differenzen in der Definition 
von Antifaschismus und in der Konzeption 
von Widerstand gegen die Faschisierung der 
Gesellschaft, die da wieder mal ans Licht 
kamen, konnten weder vor noch nach der 
Demo ausgeräumt werden. Im Gegenteil: 
Die Kluft scheint mittlerweile unüberwind- 
lich, und eine so breite antifaschistische Platt- 
form wird es wohl nie wieder geben können, 
was ja nicht unbedingt negativ ist. Leider 
fehlt eine "seriöse" Auseinandersetzung mit 
der Volksfrontstrategie der Bürgerlichen 
bzw. weigern sich diese, die "neueren" (in 
den 80er Jahren aufkekommenen) theoreti- 
schen Entwicklungen in Sachen Nationalis- 


mus zur Kenntnis zu nehmen. Ebensowenig 
konnten wir bislang die Erkenntnis über den 
untrennbaren Zusammenhang zwischen Fa- 
schismus/Sexismus hegemonial machen. Die 
Auseinandersetzung wurde so beendet, daß 
der CV von sich aus - unter Protest gegen die 
"Intoleranz" der Linken - auf eine Teilnahme 
verzichtete. 


Streß mit Suffpunks u.a. 


Der aFLMBlock hatte von Anfang bis 
Ende der Demo enormen Streß mit einer 
Gruppe von ZT besoffenen Demonstranten, 
die immer wieder versuchten, gewaltsam un- 
sere Ketten zu durchbrechen und in den 
Block reinzupreschen. Das Ganze begleitet 
von wüsten, sexistischen Ausfällen. Ob es 
ihnen nur darum ging, an die Spitze der 
Demo zu kommen (dorthin, wo ihren simplen 
Denkart nach was "los" ist, wo es vielleicht 
zu Prügeleien kommt, hechel, hechel) oder 
ob der Frauenblock als solcher eine Provo- 
kation für sie darstellte, was wir eher vermu- 
ten, ist letzlich gleichgültig. Als die Agres- 
sivsten gebärdeten sich die rd. 20 Suffpunks, 
unterstützt von jeder Menge "Normalos". 
Wir findens wichtig, die Suffpunks als solche 
in dem Zusammenhang zu "outen", erstes 
weil sie besonders brutal - körperlich und 
verbal - gegen uns vorgingen. Weil zweitens 
auch in unseren Köpfen "Punk sein" bis dahin 
ganz selbstverständlich mit "links sein" 
gleichgesetzt, der "Schock" daher umso 
größer war. Drittens weil genaudieselbe 
Gruppe auch anderen linken Zusammenhän- 
gen Streß bereitet. (s.u.) 

Wir waren auf einen solchen Angriff 
nicht vorbereitet. Wir waren vorbereitet auf 
Auseinandersetzung mit den Bullen, mit Fa- 
schos oder mit dem Mittelschülerkartellver- 
band, der seine Teilnahme an der Demo 
angedroht hatte. Daß wir aus der Demo 
selber und von Leuten angegriffen werden, 
die wir bis dahin als "Verbündete" gesehen 
hatten, war erstmal unglaublich und auch 
verletzend. Weil wir zum ersten Mal (sexi- 
stische Meldungen aus gemischten Blöcken 
fielen ja schon öfter mal auf Antifa-Demos) 
mit einer solchen Situation konfrontiert wa- 
ren, konnten wir nicht adäquat reagieren und 
die Sexistenpartie einfach aus der Demo 
schmeißen. Wir waren zeitweise auch über- 
fordert damit, den normalen Schutz für den 
Bus, den Block und gegen die Fotografen 
aufrechtzuerhalten und zugleich die durchge- 
knallten Suffpunks in den Griff zu kriegen 
und mußten Hilfe aus dem Bunten Block 
anfordern. Natürlich hatte das umstehende 
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Publikum und insbesondere die Fascho-Fo- 
tografen ihre helle Freude an den Gerangeln, 
in denen uns schon mal die Vermummung 
heruntergerissen wurde. Jedenfalls war die- 
ser Streß bestimmend für unser feeling auf 
der Demo; daß wir gegen Faschos !demon- 
strieren, geriet da in Vergessenheit. Die 
Nachwirkungen dieser Geschichte sind inso- 
fern katastrophal, als es kaum eine Frau aus 
unserem Block gibt, die nicht mit einer mie- 
sen Stimmung nach Hause ging, und die es 
sich in Zukunft 10x überlegen wird, ob sie 
nochmal auf eine Antifa-Demo geht. 

Auf den gemischten Nachbereitungs- 
plena konnten wir nicht wirklich eine Lösung 
finden, wie in Zukunft mit solch sexistischen 
Arschlöchern verfahren werden soll. Für die 
meisten ist klar, daß sie auf linken Demos 
nichts verloren haben, und daß natürlich auch 
Jie gemischten Blöcke dafür Verantwortung 
tragen, daß sie aus der Demo entfernt wer- 
den. Wie das dann konkret umgesetzt werden 
kann, steht in den Sternen: Von einigen - 
leider auch von Frauen - wurden die Angriffe 
verharmlost oder sogar gerechtfertigt ("die 
"Kampfbereiten" gehören nun mal in die 
erste Reihe" - was auch imliziert, daß der 
aFLMBlock nicht "kampfbereit" sei, was 
auch immer darunter verstanden wird.) Je- 
denfalls bleibt ein klare Abgrenzung zu Se- 
xisten natürlich unsere Minimalbedingung 
für eine zukünftige Teilnahme an einer ge- 
mischten Demo. 


Gegen Sexismus - auch in 
der Punk-Subkultur 


Die Vorfälle auf der Demo haben ein 
weiteres Nachspiel: Sie waren für das auto- 
nome FrauenPlenum im EKH das auslösende 
Moment, endlich Maßnahmen gegen sexisti- 
sche Ausfälle (Schmiererein, Anpöbeleien 
auf Festen) durch ebendiese Suffpunks im 
Haus zu fordern. Es wurde der Beschluß 
gefaßt, der XXXX - sozusagen deren "infor- 
melle” Sprecherin - vorübergehendes Veran- 
staltungsverbot aufzuerlegen. Allerdings 
scheint eine klar antisexistische Ausrichtung 
im Haus schwer durchsetzbar. Der Beschluß 
wurde nur halbherzig umgesetzt, und erst 
nachdem die Suffpunks angedroht hatten, das 
Haus "zurückzubesetzen" und an zwei Aben- 
den ziemlichen Terror veranstalteten, hatten 
sie sich die Sympathien der Mehrheit der 
HausbewohnerInnen verspielt - was sich 
auch wieder ändern kann. Wir wollen uns in 
diese Auseinandersetzung nicht weiter ein- 
mischen. Wir wollen das Haus auch weder 
an den Pranger stellen, noch fordern wir von 
ihnen, Kämpfe alleine durchzufechten, die 
eigentlich die gesamte Szene betreffen. Spä- 
testens nach dieser Demo sollte jedoch klar 
sein, daß mensch diese Sexisten nicht zur 
Linken zählen kann. Noch profitieren sie 
anscheinend von dem Mythos, Punks seien 
per se links, und wer sich die Haare bunt färbt 
und abgefuckte Sachen trägt, muß auch poli- 


tisch ok sein. Dieser Mythos macht es offen- 
sichtlich schwer, sie nach den gleichen 
Maßstäben zu beurteilen wie andere. 


Kritik am aFLMBlock 


Die Entscheidung, am Burgtor nicht auf 
den Bulleneinsatz zu warten, sondern vorher 
abzuziehen, fiel autonom in unserem Block, 
also ohne Abstimmung mit der Demoleitung. 
Die Demoleitung traf sich wenige Minuten 
später und konnte diesen Entschluß nur mehr 
sanktionieren. Daran hat sich in der Demo- 
nachbereitung eine heftige Diskussion ent- 
zündet. Wir halten die Entscheidung auch im 
nachhinein für richtig, eben weil sich die 
Bullen offensichtlich für den Einsatz bereit 
machten (Auffahren der Wasserwerfer, Ab- 
montieren der Gitter) und wir mit x Verhaf- 
teten und einigen Verwundeten nichts ge- 
wonnen hätten. Ein Polizeieinsatz wäre auch 
insofern verheerend gewesen, weil es das 
Bild von den dumpfbackigen, inhaltsleeren 
Antifa-Demos (nicht in den Medien, sondern 
für uns selber), deren einziges Ziel die Kon- 
frontation mit der Bullerei ist, verstärkt hätte. 
Argumente wie dasjenige, daß die Bullerei 
sowieso nicht eingegriffen hätten, weil "wir 
in der Überzahl" waren, können wir nicht 
ernst nehmen. Das Argument, daß die Bulle- 
rei nicht eingegriffen hätte, weil sie offen- 
sichtlich den Befehl zur Deeskalation hatten, 
kann mensch schwer entkräften; die Frage 
was wäre gewesen, wenn ..., läßt sich nicht 
mehr beantworten. Daraus allerdings abzu- 
leiten, daß wir aus Feigheit abgezogen sind, 
halten wir für infam und sexistisch. Unsere 
Entscheidung beruhte eben auf einer anderen 
Beurteilung der Lage. 

Die Art der Entscheidungsfindung ist na- 
türlich problematisch, und wir hätten vorher 
den Sanktus der Demoleitung einholen sol- 
len. Diese Kritik ist berechtigt. 

Bloß hätte das die Kritik lediglich auf eine 
andere Ebene verschoben, denn auch der 
Demoleitung wurde nachher die Entschei- 
dungskompetenz abgesprochen. Gefordert 
wurde auf einem der Nachbereitungsplena, 
daß mensch in solchen Situationen eben ein 
Plenum zusammentrommeln müsse. Wir hal- 
ten das in einer derart eskalierten Situation, 
wo es auf Minuten ankommt, für illusorisch; 
aber die Frage der Entscheidungsfindung auf 
einer Demo muß sowieso breiter und grund- 
sätzlich diskutiert werden. 


Warum 
aFLMOrganisierung? 


Im Zuge der Nachbereitungsdiskussionen 
wurde die Frage gestellt, welchen Sinn ein 
aFLMBlock denn überhaupt hätte. Da die 
Frage auch von Frauen kam, möchten wir 
versuchen darauf zu antworten. 

e |... Die Fragestellung allein kommt uns 


schon seltsam bis infam vor, denn wir 
arbeiten ja auch sonst nicht mit Typen 
zusammen, wir bewegen uns auch sonst 
großteils in FrauenLesbenZusammenhän- 
gen, und warum sollten wir das gerade bei 
einer Demo anders machen? Es stellt ja 
auch niemand die Existenzberechtigung ei- 
nes Bunten Blocks oder eines eigenständi- 
gen Atigf-Blocks in Frage. Du gehst eben 
mit denjenigen auf eine Demo, die du 
kennst, denen du vertraust, unter denen du 
dich sicher fühlst oder mit denen du Politik 
machst. 

2. Natürlich gibt es unter uns auch Frauen, 
die sowohl in FrauenLesben-, als auch in 
gemischten Zusammenhängen aktiv sind 
oder waren. Sie machen immer wieder die 
Erfahrung, daß frau sich gerade in einer 
potentiell gefährlichen Situation wie einer 
Demo im aFLMBlock sicherer und wohler 
fühlen kann als unter den Typs, die im 
Ernstfall (Polizeieinsatz oder Faschoüber- 
griff) dann schon mal den Macker, den 
Beschützer oder den "Helden" rauskehren, 
sprich sich wichtig machen und damit an- 
dere in Gefahr bringen oder Frauen ihre 
Kraft und ihren Widerstandswillen still- 
schweigend aberkennen, zB indem sie sich 
dann in die ersten Reihe vor den Bullen 
stellen und andere abdrängen. Das gilt ins- 
besondere für die Antifa-Szene, in der es 
von bomberjackenbewehrten, DocMar- 
tensgestiefelten "Kämpfern" nur so wim- 
melt, wo du den Eindruck nicht los wirst, 
daß sie sich nichts sehnlicher erhoffen als 
eine Prügelei mit ihren Feinden. 

3. Feministische Herrschaftsanalyse, fe- 
ministische Widerstandskonzeptionen, 
sei’s in Sachen Antifaschismus, Antirassis- 
mus, Antinatiönalismus unterscheiden sich 
natürlich von: Theorien, die Feminismus 
entweder gar nicht zur Kenntnis nehmen, 
oder bestenfalls einem "addidativen" Kon- 
zept anhängen, welches DAS FRAUEN- 
PROBLEM irgendwo hinten an die "allge- 
meine Analyse" dranhängt. Und wir sind’s 
leid, das, was eigentlich selbstverständlich 
sein sollte, nämlich feministische Analysen 
zur Kenntnis zu nehmen und sich damit 
auseinanderzusetzen, immer wieder müh- 
sam einfordern zu müssen. Nicht weil wir 
so "frustriert" sind ob des Sexismus unse- 
rer "eigenen" Typen oder der Typen in der 
Szene beharren wir auf einer autonomen 
FLMOrganisierung: Für uns sind die Ty- 
pen weder interessant noch wichtig genug, 
als daß wir besonders viel Energie da rein 
investieren wollen. Unsere Analysen und 
Erkenntisse wollen wir erstmal unter Frau- 
en verbreiten und mit Frauen zusammen 
umsetzen, das finden wir einfach spannen- 
der. 


%* 
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Zu 00 Tüwi (1190, Peter Jordan- 
Taelcke Dänenstraße): Konzert Exit, 
Dame it sind ein Beweis für die Existenz 
Welser Kulturszene, die sich rund um 
Be Alten Welser Schlachthof tummelt. Be- 
ankam wird ihre Musik durch den 
Bellen Gesang der zwischen langsa- 
eisen und schnellen Sprechphasen 
Zn Um die Musik von Orange zu 
Teilen miussen wir wieder mal in die 
Be der unglaublichen Schachtelwör- 
Dr meiten Das ist gitarrenorientierter 
Tkenen mit Schlagzeugrythmendomi- 
Te lie win Produkt unkonventioneller 
Fkumluinationen ıst und mit eingängigen 
Aalen ! 

ZU IKM (Enst-Kirchweger-Haus, 1100, 
rklandwasse 2-4): Kuntabunt-Beisl 


Freitag, 14.3 
Be: ] 


00 Grünes Haus (1070, Lindengasse 
I Erler Saalı: Losing Control? Über na- 
Wmalstaatliche Souveränität im Zeitalter 
dr Bilohalisierung. Vortrag und Diskussion 
u Kaskla Hassen (Columbia University New 
Kun 

ZEDOEKH (Ernst-Kirchweger-Haus, 1100, 
Weinlandasse 2-4): Konzert Zorn (D), Kimu- 
ea (BD) "Zorn - die deutsche Emo Band 
TE leichzeitig jene Band, die solche ach so 
Beakichen Schubladen endgültig überwun- 
Bla Zorn ıst Verzweiflung, Wut und Me- 
elinlie verpackt in wunderschöne deut- 
ie Texte und kraftvollen Hardcore. Kimu- 
au Frankturt sind einfach schräg oder 
Ber wosapt vielfach krank und von der 
Kamen Stimmung her, die sie erzeugen, 
IE von einer Stufe mit z.B. Ambush abzu- 
ham 


(Samstag, 15.3. _ 
7 


100, Club Manchester (1060, Gumpen- 
reale 10: 5 Jahre Grünalternative Ju- 
und hesı 

Zu Vlex (am Donaukanal): Konzert mit 
Kelulintenze (D). "Schrottgrenze wurde im 
BE eyründet. Von Beginn an haben 
wi wwiuilischen deutschsprachigen 
Pu mit mehrstimmigen Chören ge 
ann 

FERN Ilmst-Kirchweger-Haus, 1100, 
Velo 2-4): Gothic und Metal Under- 
ra Kasliwal. "Independent, gothic, indu- 
Ha al dark wave, metal, punk by DJs 
ER wid Markus; dresscode: Black. Das 
Mama Trellen aller schwarzen Seelen 
IB let zu Abwechslung im EKH statt." 


| 


ZI 00 KAP (4020, Kapuzinerstraße 36): 
Kunze Die Aeronauten (Schweiz), Shy 


 ] 


20.00 Schlähot (4600, Dragonerstraße 
12): Artificlal Pesticides, Sick Orange, Heili- 
kenblut 


Montag, 17.3. 
|Wien 


20.00, Tüwi (1190, Peter Jordan- 
WMße/tcke Dänenstraße): St. Patrick’s Day 
West. "Die Musikinstrumente, die die Folk- 
Mlimmung erzeugen, und die entsprechende 
IAline bringt hoffentlich ihr, das Guiness vom 
Maß kommt dafür von uns." DJ Lorenz 


22.00, Tüwi (1190, Peter Jordan- 
straße/Ecke Dänenstraße): Erzählungen aus 
der Antike - Michael Köhlmeier. "Michael 
Köhlmeier ist jener Mann, der gemeinsam mit 
Bilgeri auf der Bühne stand, und es ist auch 
genau der, der die alten Sagen der Antike 
wieder populär machte, und er ist auch der 
österreichische Autor, der die Romane "Mo- 
derne Zeiten" oder "Spielplatz der Helden“ 
schrieb. Aufmerksam wurden wir auf ihn 
Dank seiner Radiosendung auf Öl, in denen 
die Sagen und Epen der Antike aufbearbeitet 
wurden. Aber nicht wie man villeicht anneh- 
men könnte mit Leseproben, auflockernder 
Musik und einigen zusammenfassenden 
Worten. Nein, er setzte sich ins Studio und 
erzählte einfach. So entstanden ganz persön- 
liche und etwas ungewöhnliche Erzählun- 
gen, die Abenteuer der Antike neu aufleben 
ließen. Und genau davon wird er auch uns 
erzählen." 


Mittwoch, 1 


20.15, Tüwi (1190, Peter Jordan- 
straße/Ecke Dänenstraße): Kinomittwoch - 
Henry V. GB 1990, Regie Kenneth Branagh. 
Verfilmung des gleichnamigen Shakespeare- 
dramas. Henry V will seine Erbfolge in Frank- 
reich geltend machen und erklärt aus diesem 
Grund dem Nachbarland den Krieg. 

19.00, Albert-Schweitzer-Haus (1090, 
Schwarzspanierstraße 13, Saal 1): Armut in 
Wien und ihre Darstellung. Teilnehmer: Mi- 
chael Chalupka (Diakonie Österreich), Mi- 
chael Landau (Caritas Wien), Christian Schül- 
ler (ORF-Am Schauplatz). 

19.30, 7Stern (1070, Siebensterngasse 31): 
Das Volxtheater Favoriten präsentiert: Soli- 
de Lieder, Balladen und Grotesken für ein 
gediegenes Publikum. Dem Anlaß entspre- 
chende Kleidung wird als selbstverständlich 
vorausgesetzt. 

20.00 EKH (Ernst-Kirchweger-Haus, 1100, 
Wielandg=sse 2-4): Shing-A-Ling Club Socia- 
lismo Tropical 


20.00, Tüwi (1190, Peter Jordan- 
straße/Ecke Dänenstraße): Konzert Martin 
Philadelphy (Liedermacher und Alleinunter- 
halter). "Eine Musik, deren Faden man immer 
wieder verliert. Wo objektiven Menschen 
jegliche Objektivität abhanden kommt." 

20.00 EKH (Ernst-Kirchweger-Haus, 1100, 
Wielandgasse 2-4): Kuntabunt-Beisl 


Freitag, 21.3. 


19.00 Grünes Haus (1070, Lindengasse 
40, Großer Saal): Frauensachen. Eine Lesung 
zum Frauenvolksbegehren mit Elfriede Ham- 
merl und Eva Rossmann. 


20.00 EKH 

(Ernst-Kirchwe 
ger-Haus, 
1100, Wieland- 
gasse 2-4): Ver- 
anstaltung zum 
diesjährigen rechtsextremen 
Dichterstein-Treffen in Offen- 
hausen/OÖ Anfang Mai. Bedeu- 
tung, Hintergrund und Teilneh- 
merlInnen des Dichterstein-Tref- 


fens. Infos zum Stand der Vorbe- 
reitungen der Gegenaktivitäten. 
Videos zu den Antifa-Aktivitäten 
in den letzten Jahren. 


Samstag, 22.3. 


21.00 EKH (Ernst-Kirchweger-Haus, 1100, 
Wielandgasse 2-4): Philadelphy CD-Präsen- 
tation. ".. im klassisch angehauchten Umfeld 
der Absolventengruppe "Die Knödl", mit de- 
nen er kürzlich eine Konzertreise durch 
Österreich unternahm. Mit seinen Bandkolle- 
gen von Panaroma gab es ein durchaus CD- 
reifes Tape, aber auch bei seinen Soloauftrit- 
ten beschert der Holzgitarrist Erfreuliches: 
eigene ungewöhnliche Lieder und schräger 
Charme, natürliche Herzlichkeit bis hin zur 
Skurrilität und stets den Schalk im Nacken." 


21.00 KAPU (4020, Kapuzinerstraße 36): 
Konzert: Birdy, Gender Bender 


Sonnta 


23.3. 


21.00 EKH (Ernst-Kirchweger-Haus, 1100, 
Wielandgasse 2-4): Concrete Sox (UK), Was- 
serdicht (Slo). "Nach längerer Zeit wieder 
einmal ein Crust Event vom Feinsten. Concre- 
te Sox, die letzten großen britischen Krawall- 


Tech ; 


Bands der Spätachziger, ist in einem Atenı- 
zug mit Heresy, Extreme Noise Terror und 
Electro Hippies zu nennen. Wenn es mittler- 
weile auch nicht mehr ganz so heftig zur 
Sache geht, so ist doch deftige Kost garantiert. 
Wasserdicht stehen da in keinster Weise zu- 
rück. Druckvoller Crust mit gelegentlichen 
Hochgeschwindigkeitsattacken und einem 
mehr als nur bühnentauglichen Sänger." 


Wien 

19.30, 7Stern (1070, Siebensterngasse 31) 
"Ausweis Bitte!" - Eine "Re"aktion von Hü- 
seyin Isik. Mit Valentina Bosnijak am Akkor- 
deon. 

21.00 EKH (Ernst-Kirchweger-Haus, 1100, 
Wielandgasse 2-4): Tear me down (I), Fallti- 
me (W). ".. was für die lokale, NY orientierte 
SXE-Fraktion. Zunächst mal Falltime aus 
Wien, den knalligen, witzigen, moshenden 
PunkRockern (oder Death Metallern, wie 
mensch will) und danach kraftvolles Straight 
Edge-Geklopfe mit deftigsten Moshparts a la 
Ignite und Co von den italienischen Tear me 
down, Sie bringen uns dann auch noch eine 
weitere italienische Band mit - den Namen 
konnten wir leider bis dato nicht in Erfahrung 
bringen." 


Donnerstag, 27.3. 


20.00 EKH (Ernst-Kirchweger-Haus, 1100, 
Wielandgasse 2-4): Kuntabunt-Beisl 


20.00 Schl&hof (4600, Dragonerstraße 
22): Trans Am, Orchester 33 1/3. 
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Jeden Mittwoclä 


SHINGA>LING 


Club Socıalısmo Tropical 
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Das Ende der Tage X? vor dem Castor-Verladebahnhof Dannenberg in der BRD 


... Ist eine seit 1988 existierende und 14-täglich erscheinen- 
de, selbstverwaltete Zeitschrift. "Alles über das Böse auf der 
Welt“, “Nachrichten aus dem Widerstand” oder "die Zei- 
tung für TäterInnen“; unsere Arbeit genau zu definieren, 
fallt uns schwer. 

Klar ist aber: "Objektivität" und “Ausgewogenheit” sind 
nicht unsere Sache! 

Das TATblatt soll die Wut, den Widerstand und vor allem 
die Erfolge der Menschen zum Inhalt haben, die keine 
“Beherrschten” sein wollen. 

Das TATblatt soll nicht "Zentralorgan” sein. Es ist Platz für 
Diskussionen und Erfahrungsberichte: Die Wege in eine 
Gesellschaft ohne Unterdrückung der Frauen, ohne Rassis- 
mus, ohne Hierarchie, Dogmatismus und Profitdenken sind 
in keiner Landkarte eingezeichnet, kein Führer kennt den 
Weg! 

Das TATblatt darf nicht “fertig”, und schon gar kein “Produkt” 
sein; sehr wohl aber ein in ständiger Entwicklung befindlicher 
‚Ausdruck der Suche nach einer anderen Gesellschaft. 

Welche sich von Rechtschreibfehlern, kontroversieller Dis- 
kussion und Chaos nicht abschrecken lassen, sind herzlichst 
eingeladen, mitzumachen... 


WIEN 1:+BH Internationales Buch (Trattnerhof 1)eBH Südwind 
(Kleeblattgasse 4) «»BH Winter (Landesgerichtsstraße 20) »Zei- 
tungskiosk R. A. Keream (Kärntnertorpassage - beim U4-Ab- 
gang) «Zentralbuchhandlung (Schulerstraße 1) WIEN 3: »Are- 
na-Beisl (Baumgasse 80) WIEN 4: »Beisl TU-Club (Paniglgas- 
se/Ecke Argentinierstraße) WIEN 6: »Beisl KUKU (Linke Wien- 
zeile 98) «Platten RAVE UP (Hofmühlgasse 1) WIEN 7: »Plat- 
ten V.E.B. Sacro (Neustiftgasse 68, im Hof) «Platten Why Not 
(Kirchengasse) WIEN 9: «BH Buchwelt (Schwarzspanierstraße 
15) «»BH Löwenherz (Berggasse 8, Eingang Wasagasse) « 
‚Anarchistische Buchhandlung (Hahngasse 15) WIEN 10: »EKH 
(Wielandgasse 2-4) « STOCKERAU: »Bäckerei W. Schwarz 
(Heidstraße 11) GRAZ: «ÖH-GEWI, Zimmer 5 (Schubertstraße 
2-4) «Jugendzentrum Explosiv (Schützgasse 16) 

und bei zahlreichen Zeitungsverkäuferinnen in Wien 


TATblatt-Abo 


einfach Erlagschein ausfüllen (Empfängerin: INFRASTRUK- 
TUR, P.S.K. 92.037.311) und Abo-Preis einzahlen: 

Preise innerhalb Österreichs: 

10-Nummern-Abo: 180,- Öschis 

20-Nummern-Abo: 350,- Öschis 
20-Nummern-Förderinnen-Abo: 700,- 

Preise außerhalb Österreichs: 

10-Nummern-Abo: 260,- Öschis 


Achtung Abonnentinnen! Die im Adreßpickerl unterhalb deines Namens in doppelter Klam- 
mer angegebene Zahl ist die Nummer jenes TATblatts, das du als letztes im Rahmen deines 
Abos zugeschickt bekommst, wenn du nicht rechtzeitig verlängerst!!! Bei Fehlern oder 
Unklarheiten bitte einfach bei uns anrufen oder uns schreiben! 


P.b.b., Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1060 
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Redaktionelle Beiträge sind als solche gekennzeich- 


- net. Leserinnenbriefe und nicht als redaktionell be- 


zeichnete Beiträge geben nicht die Meinung der Re- 
daktion, sondern die der Schreiberin oder des Schrei- 
bers wieder. 


Die Redaktion behält sich vor, zugesandte Texte ab- 
zulehnen oder zu kürzen. Kürzungen werden jedoch 
gekennzeichnet. Kopien der vollständigen Texte kön- 
nen gegen Unkostenersatz (S 1,- pro Seite plus Porto) 
beim Verein „Infrastruktur” bestellt werden. Den Un- 
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